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ilſchrifl
das Verwaltungs - u . Rechnungsweſen der Gemeinden ,

Sparkdiien , Sfiftungen und ſozidlen Verſicherungen .
Erſcheint monatlich 1mal .

Preis unter Kreuzband frei durch
die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mk.

fürs Jahr .
Auguſt 1915

Der Inſertionsprels für den Raum
einer Zeile von 3x76 mm beträgt
30 Pfg. , bei größeren Aufträgen ,
mehrmaligem Einrücken und Cliché6⸗
Auftrag wird ſolcher allenfalls nach

2. Jahrgang
Uebereinkunft feſtgeſetzt .

Inhalt : 6. Mannheim . Heidelberg . Walldürn . Weinheim . Schwetzingen . Karlsruhe . Spöck . Durlach
Lahr . Offenburg . Baden - Baden . Kehl . Freiburg .
Kriegsnöten . Die Rechtslage der Kriegsverſchollenen .
Fackſimile oder Unterſchrift .
Anrechnung der Kriegsdienſtzeit .
Lehrbücher und Lehrmittel während der Kriegszeit .
ſorge des Reiches . Hinterbliebenenverſorgung .
gen im beſetzten Rußland .

6 . Sonſtiges .
Mannheim . Um künſtleriſche Dokumente der

Zeit zu erhalten , hatte der Stadtrat an die hieſige
Künſtlerſchaft ein Ausſchreiben „ Mannheim im

Kriege “ erlaſſen . Von 50 eingelieferten Zeichnun⸗

gen wurden 20 angekauft , die der vom Altertums⸗

verein begonnenen Kriegsgedenkſammlung über⸗

wieſen werden . Zur Förderung der Bautätig⸗
keit nach dem Kriege beſchloß der Stadtrat auf An⸗

trag , die Gebühren für Baugeſuche , die während

des Krieges eingereicht werden , bis zum Beginn der

Bauausführung , ſpäteſtens jedoch bis 6 Monate

nach Friedensſchluß zu ſtunden .

Heidelberg . Der Stadtrat hat zur Milderung
der Lebensmittelteurung die Anſchaffung von

Zucker , Eiern und Teigwaren beſchloſſen , die zu

mäßigen Preiſen an die Bevölkerung verkauft

werden ſollen . Ferner wird die Stadt einen ſtädti⸗
ſchen Frühkartoffelverkauf einrichten und ſie hat be⸗

reits Vorkehrungen getroffen zur Sicherſtellung der

Kartoffelverſorgung der minder bemittelten Bevöl⸗

kerung im kommenden Winter .

Walldürn . In Altheim haben die Kinder der

fünf oberen Klaſſen unter Aufſicht des Lehrers im

Walde Himbeeren geſammelt . In einigen Stunden

brachten die Kinder etwa 140 Liter zuſammen , die

nach Karlsruhe an das Rote Kreuz und das alte

Vinzentiushaus als Liebesgaben geſchickt wurden .

Weinheim . Durch Vermittelung der Mann⸗

heimer Handelskammer gehen dem hieſigen Kom⸗

munalverbande 400 Zentner Zucker zu . Die Zucker⸗

preiſe ſind infolgedeſſen hier im Sinken .

9 Eine zeitgemäße Aufforderung .
7. Portoerhebung für Feldpoſtſendungen , Feuerverſicherung . 9. Bücherſchau .

Lörrach .
„ Kriegsteilnehmer “ .

Die Verwendung von Reichsmitteln für Kriegswohlfahrtspflege betr .
Steuerpflicht bes Militäreinkommens .

Staatliche Beihilfe zur Lehrlingsausbildung .
Beſorgung der Feldgeſchäfte während der Kriegszeit .

Die Goldablieferung an die Reichsbank .

Kriegsverſorgung und Beamtenſchaft . Rat und Tat in

Genoſſenſchaftliche Kriegshinterbliebenenfürſorge .
Familienunterſtützung .

Begnadigung von Kriegsteilnehmern . Keine neuen
Die Kriegsinvalidenfür⸗

Deutſche Einrichtun⸗
Ueberſtunden betr .

Schwetzingen . Die Stadtverwaltung hat den

Verkauf von neuen Kartoffeln in die Hand genom⸗

men . Das Pfund wurde zu 9 Pfennig abgegeben .

Karlsruhe . Der geſchäftsführende Ausſchuß
des Verbandes der mittleren Städte Badens hielt

unlängſt eine Ausſchußſitzung ab , in der er ſich

hauptſächlich mit der Lebensmittelfrage befaßte .

Zur Mehl - und Brotverſorgung wurde ausgeführt ,

daß die bevorſtehende Feſtſetzung der Tageskopf⸗

menge von Einfluß darauf ſein wird , ob die eine

und andere Stadt ihr Brotkartenſyſtem aufrechter⸗

halten oder welches andere ſie einführen wird . Kar⸗

tenſyſteme , die lediglich mit Tages⸗ oder Wochen⸗

portionen rechnen , haben ſich gut bewährt , bis die

Zuſatzportion , die Landes⸗ und Tagesbrotkarten

eingeführt wurden , die auf beſtimmte Gewichtsmen⸗

gen lauten . Es wurde beſchloſſen , über die Frage ,
ob die Qualität des Brotes durch Zuſatz von Kar⸗

toffelpräparaten leiden ein fachwiſſenſchaftliches

Gutachten zu erheben . Im übrigen ſoll den Städ⸗

ten geraten werden , mit Aenderung ihres Brotkar⸗

tenſyſtems zu warten , bis feſtſteht , welche Menge an

Brot und Mehl geſtattet werden wird . Eine Ein —

gabe , die vom Bürgermeiſter Dr . Gugelmeier - Lör⸗

rach entworfen worden war und die verlangte , daß

im Wochenmarktverkehr Höchſtpreisfeſtſetzungen für
den einzelnen Markttag ermöglicht werden ſollen ,
wurde vom Ausſchuſſe gutgeheißen . Den Städten

wurde empfohlen , zum Bezuge von Lebensmitteln

ſich zu kleineren Gruppen zuſammenzuſchließen , de⸗

nen dann der Verband der mittleren Städte Badens

durch Vermittelung ihrer Bezüge an die Hand ge⸗

hen könnte .



Aus Ettlingen kam die Anregung , es möge den

mittleren Städten die tunlichſte Beſeitigung der

Fremdwörter aus ihrem ſchriftlichen Verkehre emp⸗

fohlen werden . Der Ausſchuß unterſtützte dieſen

Antrag . Ferner unterſtützte er durch eine Eingabe
einen Wunſch , wonach Feldpoſtpakete bis zu einem

Pfund gebührenfrei befördert werden ſollen .

Wegen der erbetenen Staatsbeihilfe an Städte ,

die Fleiſchwaren unter dem Selbſtkoſtenpreis an

Minderbemittelte verkaufen , beſchloß der Geſchäfts —

führende Ausſchuß des Verbandes das Großh . Mi⸗

niſterium um eine beſchleunigte Entſcheidung zu

bitten , da die etwaige Beihilfe von Einfluß auf die

Bemeſſung des Verkaufspreiſes ſein wird .

Karlsruhe . Der Verband mittlerer badiſcher

Staatsbeamten hat anſchließend an eine Eingabe an

das Gr . Staatsminiſterium eine weitere Eingabe an

das Reichsamt des Innern gerichtet und darin ge

beten , auch die badiſchen mittleren Beamten bei Be

ſetzung von Beamtenſtellen im Zivilverwaltungs
dienſt der beſetzten Gebiete der Bedeutung ihres

Bundesſtaates entſprechende Berückſichtigung finden

zu laſſen . Die Eingabe iſt durch den Umſtand ver

anlaßt worden , daß aus anderen Bundesſtaaten

fortwährend Finanzbeamte eingezogen werden ,

während zurzeit kein badiſcher Finanzbeamter einge
rufen iſt . Neben mittleren Eiſenbahn - und Poſt⸗

beamten haben bisher nur ein mittlerer Juſtizbeam
ter und ein Finanzbeamter Verwendung gefunden ,
der jedoch wegen Krankheit wieder ausſcheiden

mußte .

Spöck . Auf eine 25jährige Tätigkeit kann Herr

Bürgermeiſter Hofheinz in dieſen Tagen zu
rückblicken . Am 5. Juli 1890 wurde er erſtmals als

Bürgermeiſter verpflichtet und ſteht ſeit dieſer Zeit

ununterbrochen auf dieſem Poſten . Dieſe für eine

Landgmeinde lange Amtsdauer zeigt deutlich , wie

ſehr Herr Bürgermeiſter Hofheinz das Vertrauen

ſeiner Mitbürger gewonnen hat und es heute noch

beſitzt . Unermüdlich , mit derſelben geiſtigen und

körperlichen Regſamkeit wie vor 25 Jahren , arbei

tet er heute noch für das Wohl und die Entwicke —

lung unſerer Gemeinde . Und die geſunden wirt —

ſchaftlichen Verhältniſſe , deren ſich unſere Gemeinde

erfreuen darf , zeigen , daß ſeine Arbeit immer eine

zielbewußte und erfolgreiche war . Daß ſeine Kräfte

auch außerhalb der Gemeinde geſchätzt werden , be

weiſen ſeine Ernennungen zum Bezirksrat , zum

Mitglied des Vorſtandes der land - und forſtwirt

ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft und während dles

Krieges zum Vorſtandsmitglied des Kommunalver —

bandes Karlsruhe - Land . Unter Berückſichtigung
der beſonderen Zeitverhältniſſe hat er eine beſon

dere Ehrung , wie ſie vom Gemeinderat beabſichtigt
war , dankend abgelehnt . Möge es Herrn Bürger
meiſter Hofheinz vergönnt ſein , ſeine bewährte Kraft
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in der bisherigen Weiſe noch lange dem Wohle der

Gemeinde Spöck zu widmen .

Durlach . Die Kommiſſion zur Beratung der

Vorlage über die Teuerungszulagen der ſtädtiſchen

Angeſtellten und Arbeiter hat beſchloſſen , zu bean⸗

tragen , daß während des Krieges erhalten : Alle

ſtädtiſchen Angeſtellten und Arbeiter , die verheira

tet ſind oder einen eigenen Hausſtand haben und

deren Einkommen 2000 „ im Jahr nicht überſteigt ,
pro Arbeitstag eine Zulage von 20 Pfg . Ferner

ſollen erhalten : Solche , die Kinder haben : Für 1

Kind unter 15 Jahren 5ů CCim Monat , für 2 Kin —

der 8 MVHẽiim Monat , für 3 Kinder 10 % , für 4 und

mehr Kinder je 3 im Monat .

Lahr . Die Stadtverwaltung hat bisher den

Verkauf von Lebensmitteln im Werte von 325 600

Mark an die Bürgerſchaft vermittelt . Unter dieſen

Waren befanden ſich Rauchfleiſch , Schmalz , Fleiſch —

konſerven , Maisgrieß , Butter , Eier , Zuckey , Nu⸗

deln , Mehl und Kartoffeln . Ein Teil der Sachen

wurde direkt , ein anderer durch Vermittelung des

Kleinhandels abgegeben .

Offenburg . In der letzten Sitzung des Bürger —
ausſchuſſes wurde die Frage der Verſorgung der

Stadt Offenburg mit billigen Nahrungsmitteln be

ſprochen . Oberbürgermeiſter Hermann teilte die

Maßnahmen der Stadtverwaltung auf dieſem Ge

biete mit . Danach wurde mit den Verkaufsgeſchäf —
ten die Vereinbarung getroffen , daß ſie den Zucker
für 28 Pfg . zu liefern haben . Auf dem Milchmarkte

beſtehe eine Knappheit . Die Stadt beziehe 600 Li —

ter Schweizermilch , deren Preis bis zum Bahnhof

Offenburg 23 Pfg . betrage und ſich vorausſichtlich

noch erhöhen werde . Das Bezirksamt habe den

Höchſtpreis für einheimiſche Milch auf 25 Pfg . feſt

geſetzt . Der Butterpreis ſei im ganzen Lande durch —

ſchnittlich 1 . 70 bis 1 . 80 &J . Auswärtige Angebote
hätten bis auf 1. 84 , gelautet , aber ohne Fracht

koſten . Kartoffeln habe die Stadt 12 000 Zentner

zum Preiſe von 6 . 50 / , durchſchnittlich beſtellt und

ſie für 5 . 20 / , für Unbemittelte 4/ % abgegeben .
Die Nachfrage nach weiteren Beſtellungen ſei ge —

ring geweſen . Eier koſteten jetzt 13 und 14 Pfg . das

Stück auf dem Markte . Mit den hieſigen Händlern

habe die Stadtverwaltung vereinbart , auf einen

Eierbezug zu verzichten , wogegen die Händler den

Preis um 1 Pfg . ermäßigt hätten . Auf Grund von

Verhandlungen mit den Metzgern hätten dieſe die

Fleiſchpreiſe nicht übermäßig erhöht . Ein ſtädtiſcher
Obſtmarkt findet verſuchsweiſe Samstags ſtatt , für

die Errichtung eines Gemüſeſtandes ſei kein Bedürf⸗

nis vorhanden .

Baden⸗Baden . Der Stadtrat hat beſchloſſen ,

den gering beſoldeten Beamten , Angeſtellten und

Arbeitern der Stadt eine Kriegsteuerungszulage zu

bewilligen in der Weiſe , daß den verheirateten ,



nicht im Kiregsdienſt ſtehenden Angeſtellteu und Ar

beitern mit einem Einkommen unter 1800 vom

1. Juni ab bis zunächſt 30 . September eine perſön

liche Teuerungszulage von monatlich 5/gewährt
wird . Hierdurch darf der Einkommensbetrag von
1800 /ä nicht überſchritten werden . Außerdem er

halten dieſe Beamten für ihre unter 15 Jahre alten

Kinder in der gleichen Zeit eine Kinderzulage mo —

natlich : für 1 Kind 3 J , für 2 Kinder 6 J , für 3

Kinder 8 „ / , für 4 und mehr Kinder 10 &, . Ledige
Beamte und Arbeiter ſollen von der perſönlichen

Zulage im allgemeinen ausgeſchloſſen ſein .

Kehl . Der Gemeinderat hat einer großen An⸗

zahl Schulkindern Lernmittelfreiheit gewährt . Vor⸗

ausſetzungen bei der Gewährung ſind : 1. daß der

Vater Kriegsdienſte leiſtet und Bedürftigkeit vor⸗

liegt . Sonſt ſind fär die Zuwendungen von Lern⸗

mitteln folgende Geſichtspunkte maßgebend : das

Einkommen der Eltern ; die Zahl der noch nicht ver —

ſorgten Kinder und beſondere Verhältniſſe in der

Familie , wie Krankheit , Unglücksfälle und derglei⸗

Im beſonderen ſollen die Geſuche um Ge —

währung der Lernmittelfreiheit nach folgenden Ge —

ſichtspunkten geprüft werden : wenn das Einkom⸗

men der Eltern unter 1000 „ / beträgt nur dann ,
ohne Rückſicht auf die Zahl der Kinder , wenn das

Einkommen unter 1200 /ö beträgt nur dann , wenn

mindeſtens 2 Kinder vorhanden ſind ; wenn das

Einkommen bis zu 1600 / beträgt , wenn minde⸗

ſtens 4 Kinder vorhanden ſind ; wenn das Einkom⸗

men bis mit 1800 „ / beträgt , wenn mindeſtens 6

Kinder vorhanden ſind . Dieſe Einkommensgrenzen
werden von Schuljahr zu Schuljahr mit Rückſicht
auf die allgemeinen Wirtſchaftsverhältniſſe vom
Gemeinderat feſtgeſetzt .

Freiburg . Der Stadtrat hat dem Hausfrauen⸗

bund , der im Benehmen mit anderen gemeinnützi —

gen Vereinen die Konſervierung von Früchten und

Gemüſen zur ſpäteren Abgabe an die Bevölkerung
vornehmen will , einen Zuſchuß von 2000 / / be

willigt und ein Zimmer im Adelhauſer Schulhauſe

zur Verfügung geſtellt .

Lörrach . Hier verſchied nach längerem
Herr Ratſchreiber Reinhard Engel ,
ſitzender des badiſchen Ratſchreibervereins ,

langjähriger erfolgreicher Vorſtand er

Ueber 40 Jahre

chen .

Leiden

Ehrenvor

gen Zeiten war

ner Vaterſtadt als Ratſe ber und &

genoß das vollſte Vetrauen ſeiner

Rat in Anſpruch nahmen , der ar 0

Pfandbuchführer ganz hervorrag Er

gerne ſeinen auf tiefgründiges Wiſſ den

willigſt erteilt wurde . Mit Engel ſcheidet eine m

kante Perſönlichkeit aus dem öffentlichen Leber

ſerer Stadt .

115

Kriegsverſorgung und Beamtenſchaft .

Von Verwalter Müller - Wolfach .

In der vorletzten Nummer dieſer Zeitung iſt eine

Darſtellung der Fürſorge für die Kriegsteilnehmer

und ihre Hinterbliebenen erſchienen . Wenn auch

dieſe Fürſorge , insbeſondere gegenüber dem frühe —

ren Recht und gegenüber dem , was in anderen Staa —

ten verwirklicht iſt , als eine im Ganzen vorbild —

liche bezeichnet werden muß , ſo ſteht doch feſt , daß
die in Frage kommende Regelung in Einzelhei —
ten mit mancherlei Unvollkommenheiten und Män⸗

geln behaftet iſt , die von den davon Betroffenen als

Benachteiligung und Unrecht empfunden werden

müſſen . Man findet dieſe Unſtimmigkeiten auch in

anderen Militärgeſetzen — es ſei hier nur an die un⸗

gleich wirkenden Beſtimmungen über die Kriegsbe⸗
ſoldung erinnert —was eben daher rührt , daß das

Bewußtſein , die Anwendung der Geſetze in weiter

Ferne zu wiſſen , die Sorgfalt bei ihrer Bearbeitung
nicht gerade geſchärft haben mag und daß dieſen Ge ;

ſetzen zum Teil noch der Stempel einer Zeit aufge⸗
drückt iſt , in der die ſozialen Anſchauungen ſowohl
als die wirtſchaftlichen Verhältniſſe anders geartet

waren als heute .

So ſoll in Beifolgendem von einer Beſtimmung

oder beſſer geſagt Auslegung einer ſolchen — des

Militärhinterbliebenengeſetzes die Rede ſein , die eine

mit den Grundſätzen von Recht und Billigkeit nicht
im Einklang ſtehende Benachteiligung der Hinterblie⸗
benen der öffentlichen Beamten gegenüber den Hin⸗

terbliebenen der anderen Berufsſtände in ſich
ſchließt .

Nach § 20 des M. - H. - G. iſt das Kriegswitwen⸗

geld verſchieden geregelt je nachdem die allgemeine

Verſorgung zuſteht oder nicht . Steht die allgemeine
Verſorgung , unter der zunächſt die im M. ⸗H. ⸗G.

Abſchnitt 1 geregelte Verſorgung der Militärperſo⸗

nen zu verſtehen iſt , zu , ſo beträgt das Kriegswit⸗
wengeld vom Feldwebel abwärts je 300 % weniger
als allgemeine Verſorgung nicht zuſteht .wenn die

Es beträgt alsdann beiſpielsweiſe für die Witwe

ines Gemeinen 100 / ſtatt 400 / , eines Unteroffi⸗

ſtatt 500 / und eines Feldwebels 300

rden kraft einer beſtehenden

Verſorgung nicht nur

1 fentli⸗

n V ig der Mi⸗
1 zleichgeſtell ˖ amit den Penſions⸗

ich fallener Be⸗

erſorgung
gewährt .



Auf den erſten Blick und bei nur oberflächlicher

Betrachtungsweiſe mag es ja ſo ſcheinen , als ob es

ganz in Ordnung ſich verhielte , zwei Verſorgungen

aus öffentlichen Mitteln nicht voll nebeneinander

herlaufen zu laſſen . Allein wer die Sache näher be —

trachtet , muß ſich ſofort darüber klar werden , daß die

in Frage ſtehende Regelung , die ein Ausfluß von

gleichbehandelnder Gerechtigkeit zu ſein vorgibt , in

Wirklichkeit zu Unbilligteit und Ungleichheit wird .

Es wird bei dieſer Regelung vollkommen überſehen ,

daß die Penſionen des öffentlichen Beamten kein Ge⸗

ſchenk an ihn bedeutet , vielmehr wie der Gehalt ein

Teil der Gegenleiſtung des Staates oder der Ge⸗

meinde an den Beamten für deſſen Dienſte bildet .

Die Penſion iſt , wie ſchon oft betont und maßgeben —

den Orts auch anerkannt worden iſt, nichts anderes

als zurückbehaltener Gehalt . Gewährt man der Be —

amtenwitwe , die Penſion bezieht , nur das niedere

Kriegswitwengeld , während beiſpielsweiſe die Arbei —

terwitwe das höhere Kriegswitwengeld bezieht , ſo iſt

dabei in keiner Weiſe berückſichtigt , daß der gefallene

Beamte ein nicht unerhebliches Kapital für ſeine all⸗

gemeine und fachliche Ausbildung aufwenden und

Jahre hindurch ſich mit einer geringen , in keinem

Verhältnis zu ſeiner Arbeitskraft ſtehenden Bezah —

lung begnügen mußte — , wofür die Gegenleiſtung

eben vor allem in der ſpäteren Penſionsverſorgung

zu erblicken iſt —während der Arbeiter ſchon bald

nach der Schulentlaſſung ſeine Arbeitskraft voll ver —

kaufen konnte . Was die Regelung für die Beamten⸗

witwe noch nachteiliger macht , iſt der Umſtand , daß

der gefallene Ehemann faſt durchweg ſich noch in

jüngeren Jahren befand und daß deshalb der Pen⸗

ſionsbezug ohnehin ein nur geringer iſt . Offenſicht⸗

lich ungerecht wirkt die beſtehende Regelung , wenn

der Beamte Penſionsbeiträge und Eintrittsgelder zu

bezahlen hatte , insbeſondere in einem Umfang , der

annähernd allein ſchon hinreichte , um die ſpätere

Penſionsverſorgung ſicher zu ſtellen . Ich denke hier

hauptſächlich an die Kreiſe , welche der Fürſorgekaſſe

für Gemeinde - und Körperſchaftsbeamte zugehören .

In ſolchen Fällen die höhere Kriegsverſorgung zu

verweigern , müßte eigentlich dazu führen , der Witwe

irgend eines Gefallenen , der in der Lebensverſiche —

rung war , auch nur die niedere Verſorgung zu ge —

währen , denn was hier die Lebensverſicherungsprä —

mien ſind , ſind dort die Penſionsbeiträge .

Zu beſonderen Ungleichheiten führt der Um —

ſtand , daß der allgemeinen Verſorgung des M. ⸗H. ⸗

G. nur die Penſion des öffentlichen Beamten gleich⸗

geſtellt wird , nicht aber auch die Penſion , die etwa

der Witwe eines Privatangeſtellten oder eines Ar⸗

beiters gewährt wird .

( Banken , Verſiche⸗

haben heute Penſions⸗

ebenſo

Zahlreiche Privatbetriebe

rungsunternehmungen uſw . )

gewährung an ihre Angeſtellten eingeführt ,
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gewähren größere Städte beiſpielsweiſe die Stadt

St . ) ihren Arbeitern Altersverſorgung und deren

Hinterbliebenen Hinterbliebenenverſorgung , auch

wenn ein förmlicher Rechtsanſpruch darauf nicht

eingeräumt iſt . In allen dieſen Fällen wird trotz der

Zivilverſorgung die höhere Kriegsverſorgung bewil⸗

ligt . Die Benachteiligung des öffentlichen Beamten

ſpringt hier ganz beſonders in die Augen . Ein

Beiſpiel ſoll dies dartun . Ein Angeſtellter bei der

Stadtverwaltung St . , der 33 Jahre alt iſt , 10 Penſi⸗

onsjahre hat und ein Gehalt von 2200 „ / jährlich

bezieht , fällt . Seine Witwe erhält : Witwenpenſion

von der Stadtverwaltung 440 „½¼, hiezu , „ weil ihr

die allgemeine Verſorgung zuſteht “, das niedere

Kriegswitwengeld mit 100 , zuſammen alſo 540

Mark . Ein Arbeiter bei derſelben Stadtverwaltung

iſt im Lebensalter von 20 Jahren gemäß der Ar⸗

eitsordnung ſtändig geworden . Im Alter von 30

Jahren , alſo nach einer anrechnungsfähigen Dienſt⸗

zeit von ebenfalls 10 Jahren , fällt er . Seine Witwe

erhält nun von der Stadtverwaltung 180 „¼, hiezu ,

„ weil ihr die allgemeine Verſorgung nicht zuſteht “,

das höhere Kriegswitwengeld mit 400 / , zuſammen

alſo 580 „ / . Daß eine ſolch unterſchiedliche Behand⸗

lung zom Geſetzgeber nicht gewollt und beabſichtigt

ſein kann , liegt auf der Hand .

Wie ſoll es werden , wenn der Beamte , was viel⸗

fach der Fall ſein wird , noch keine 10 Dienſtjahre zu⸗

rückgelegt hat und die Witwe keine Penſion , wohl

aber Gnadengehalt erhält ? Da ein ſolcher im Ge⸗

genſatz zur Penſion nicht auf Rechtsanſpruch beruht ,

muß die den Gnadengehalt beziehende Witwe die

höhere Kriegsverſorgung erhalten , wodurch ſie beſſer

geſtellt wird als die Witwe mit noch geringem Penſi⸗

onsanſpruch. Weder Staat noch Gemeinde werden

aber dieſe verſchiedene Fürſorge billigen und ſo wird

die Folge die ſein , daß , um Gleichbehandlung zu

ſchaffen , die Gnadenverwilligung ganz von ſelbſt

eingeſchränkt werden wird .

Das vorſtehend Geſagte gilt immer nur für die

Beamten , deren militäriſcher Rang nicht über den

Feldwebel hinausgeht . Anders verhält ſich die Sache
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militäriſchen Rang der Offiziere .

Nach dem M. - H. ⸗G. beträgt das Kriegswitwengeld

der Witwe eines

ͤ

Hauptmanns , Oberleutnants , Leut⸗

nauts oder Feldwebelleutnants 1200 / , ob nun die

allgemeine Verſorgung zuſteht oder nicht . Außer —

dem kann für den Fall , daß das Jahresgeſamtein⸗
beiſpielsweiſe einer Leutnantswitwe den

von 2000 nicht erreicht , die Verſorgung

Betrag erhöht werden .

daß die Zivilpenſion

kommen

Betrag

auf dieſen

Hier iſt alſo der Gedanke ,
mit der Kriegsverſorgung nicht verquickt werden

iollte , tatſächlich durchgeführt . Es iſt dies wohl ge⸗

um die geſellſchaftliche Stellung des im Of⸗

fiziersrang Stehenden entſprechend zu berückſichti⸗
ſchehen ,



gen . Nun wird es aber durch das Maſſenaufgebot

des gegenwärtigen Krieges , die Heranziehung der

Erſatzreſerve und des Landſturms , bedingt , daß zahl —⸗

reiche Zivilbeamte , auch ſolche mit Hochſchulbildung ,
den Krieg mitmachen , ohne in den militäriſchen

Rang eines Offiziers gelangen zu können . Dieſe

Beamten ſind gegenüber den im Offiziersrang Ste —

henden doppelt ſchlimm daran : einmal iſt die

Kriegsverſorgung ihrer Hinterbliebenen an ſich ſchon
ſo nieder , daß von einer entſprechenden Berückſichti⸗

gung der geſellſchaftlichen Stellung keine Rede ſein

kann , dann aber kommt dazu , daß ihre Hinterblie⸗
benen im Falle von Penſionsbezug nicht einmal die

normale Kriegsverſorgung erhalten , ſondern die nie⸗

dere , während die Offiziers⸗Hinterbliebenen in allen

Fällen die gleiche Kriegsverſorgung erhalten .

Wie verſchieden die beſtehenden Beſtimmungen
in der Praxis wirken , zeigen nachſtehende Fälle , die

ſich in einer mir bekannten Familie ereignet haben .
Die Familie hat drei Gefallene zu beklagen , die

ſämtlich verheiratet waren : einen Kaufmann , einen

Bankbeamten und einen Lehrer . Die Witwe des

Kaufmanns , der ſich im Rang eines Leutnants be —

fand er war 2 Tage , bevor er fiel , befördert wor —

den erhält das Kriegswitwengeld der Offiziers⸗
witwe ( 1200 „/ ) , das zudem vom Kriegsminiſterium
auf Grund der im M. ⸗H. ⸗G. ausgeſprochenen Er⸗

mächtigung auf 2000 „ / erhöht wurde . Die Witwe

des Bankbeamten , der im Rang eines Gemeinen

ſtand , erhält das erhöhte Kriegswitwengeld mit 400

Mark und von der Bankanſtalt eine jährliche Wit —

wenpenſion von 700 ½/, zuſammen 1100 „ / . Die

Witwe des Lehrers , der ebenfalls im Rang eines Ge⸗
meinen ſtand , bezieht das niedere Kriegswitwen⸗
geld mit 100 „ , hiezu eine Penſion von 500 „/ , zu⸗

emmen 600 „ . Und dieſe Verſchiedenheit der Ver⸗

ſorgung in ein und derſelben Familie und bei Hin⸗
terbliebenen mit im allgemeinen gleichgearteten ge —
ſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen .
Nichts kann die Unhaltbarkeit der beſtehenden Be⸗

ſtimmungen anſchaulicher dartun , als dieſer Fall .

Es iſt ſehr die Frage , ob die von den zuſtändi⸗
gen Stellen geübte Praxis , die Penſionsrechte des

Zivilbeamten der allgemeinen Verſorgung des M. ⸗H .
⸗G. gleichzuſtellen , überhauptrechtsgiltig
iſt . Das M. ⸗H⸗G . ſelbſt ſagt von dieſer Gleichſtel⸗
lung nichts . Dieſe iſt erſt nachträglich auf dem Ver⸗

ordnungswege verfügt worden . Von rechtskundiger
Seite wird die Auffaſſung vertreten , daß das M. H. ⸗
G. nach ſeinem ganzen Aufbau mit der allgemeinen
Verſorgung lediglich die im Geſetz ſelbſt geregelte
Verſorgung der Militärperſonen im Auge habe und

daß eine im Einzelfall gegen die beſtehende Praxis
bis ans Reichsgericht geführte Klage ſicher von Er⸗

folg ſein müßte .
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Mag dem ſein wie ihm wolle , das eine ſteht
feſt , daß es Aufgabe der Beamtenorganiſationen iſt ,
im Intereſſe ihrer am Kriege beteiligten Mitglieder
alles zu tun , um eine Aenderung der beſtehenden

Uebung mit rückwirkender Kraft herbeizuführen .
Wie mir zuverläſſig bekant , hat das württemberg .
Beamtengeſetz die Frage erörtert und den Verband

Deutſcher Beamtenvereine dafür intereſſiert . Es

wird m. E. überhaupt Aufgabe der Beamten⸗Ver⸗

bände ſein , mit Nachdruck bei den maßgebenden
Stellen darauf hinzuwirken , daß eine Ungleichheit ,
die ein Unrecht bedeutet , beſeitigt wird .

Gelegenheit zur Behandlung der Beamtenwün⸗

ſche iſt gegeben , da ja ohnehin die Aenderung des

M. - H. ⸗G. in ſichere Ausſicht zu nehmen iſt . Einfluß⸗
reiche wirtſchaftliche Organiſationen , wie der Hanſa⸗
bund und andere , erſtreben eine Neuvegelung der

Kriegsverſorgung im Sinne einer Abſtufung der

Verſorgungsbeiträge , die den wirtſchaftlichen Ver⸗

hältniſſen gerechter wird als die beſtehende . Dieſe
wird lediglich durch den militäriſchen Rang des

Kriegsteilnehmers beſtimmt . Demgegenüber erſcheint
es gerechtfertigt , mehr den Gedanken der Entſchädi⸗
gung für den entſtandenen wirtſchaftlichen Schaden
zum Zug zu bringen .

Rat und Tat in Kriegsnöten .
( Alle Rechte vom Verfaſſer vorbehalten . )

An vielen Orten gibt es Auskunftsſtellen für

Kriegsbeſchädigte . Alle , die irgend wie vom Kriege
betroffen wurden , erhalten da Rat in ihren Angele⸗
genheiten . Vielfach geht damit auch eine fühlbare
Unterſtützung Hand in Hand . Dadurch wird viel

Kriegselend gemildert , viele Exiſtenzen vor dem Ruin
bewahrt und die Stimmung im Lande gehoben . Aber
nicht alle wiſſen von dieſen Einrichtungen oder ſie
getrauen ſich nicht , ſich da beraten oder unterſtützen
zu laſſen . Eine ſolche Zurückhaltung mag unange⸗
bracht ſein , man mag ſich aber damit abfinden , daß
es Leute gibt , die lieber die größte Not ertragen ,
als daß ſie ſich mit Sachkennern und fühlenden
Volksgenoſſen beſprechen und etwaige Hilfe anneh⸗
men .

Die ſo denkenden und fühlenden Volksgenoſſen
ſind aber durchweg zu wertvoll , als daß man ſie ih⸗
rem Schickſal überlaſſen darf . Es müſſen deshalb
andere ( Bekannte , Freunde und Verwandte ) für ſie
eintreten , ihnen mit Rat und Tat zur Seite ſtehen.
Sie müſſen die erſten Fäden für die Beſprechungen ,
Verhandlungen ( ſchriftlich und mündlich ) anknüpfen
und darauf ſehen , daß die Dinge richtig behandelt
und durchgeführt werden .

Darüber zu reden und zu ſchreiben , ſcheint mir

ſehr nötig zu ſein . Denn es ſind viele Kräfte vorhan⸗
den , die Kriegsunheil abwenden und verringern
können . Wenn heute der Ernährer plötzlich zu den



Fahnen berufen wird , morgen die Kunde von dem

Heldentode oder einer ſchweren Verwundung kommt ,

geraten auch ſonſt beherzte Leute in Wirrnis und

Betrübnis . Sie denken in ihrer Beſtürzung gar

nicht daran , gerade das zu tun , was im erſten Au

genblick das Wichtigſte wäre . Wer auch immer in ſo

ſchweren Zeiten ſich in der Nähe der Betroffenen be —

findet , der hat die Pflicht , tröſtend und beratend ein —

zugreifen , auf die Menſchen hinzuweiſen , die mögli

cherweiſe helfen und aushelfen können , die den Ver —

luſt leichter ertragen helfen und ſeine Folgen auf

das denkbar geringſte Maß zu bewirken verſtehen .

Je mehr die Verluſte anwachſen , umſomehr haben

die Daheimgebliebenen die Pflicht , einander beizu —

ſtehen , dafür zu ſorgen , das Lebende im Auge zu

behalten und nicht in Trauer und Leid aufzugehen .

Jedermann , der die Fähigkeit , andere zu tröſten und

zu beleben , hat , der muß es tun , ſobald er ſich in

einem ſolchen Falle befindet .

Enger als je müſſen wir uns verbunden fühlen ;

denn in der Einigkeit und im Zuſammenhalt liegt

eine unbeſiegbare Stärke . Niemand darf ſie der Na —

tion entziehen , jeder muß ihr ſeinen Tribut zollen ,

wenn das Ganze keinen Schaden erleiden ſoll . Je

mehr wir uns deſſen bewußt werden , um ſo eher und

um ſo leichter werden wir den Krieg überſtehen

Jetzt , wo ſo viel Leid über unſere Brüder u. Freunde

kommt , bedürfen wir mehr als je Menſchen , an die
wir uns anlehnen und an denen wir uns aufrichten

können . Ihr alle , ſo ergeht der Ruf , die ihr das

Zeug dazu habt , oder zu haben glaubt , pflanzt Euch

als ſichtbares Wahrzeichen auf : hier wird Troſt ge —

ſpendet , hier wird der Blick aufwärts gerichtet , hier

wird das Leben dem Tode entgegengeſetzt . Wir

brauchen Wegweiſer und Streckenwärter die Menge

in allen Volks - und Berufsſchichten . Menſchen , die

wiſſen , was unſerem Lande frommt , weſſen der Ein⸗

zelne bedarf , was ihn aufrichten und zu möglichſt

vollwertigem Handeln anſpornen und ihn darin be

feſtigen kann . Geſchickte , taktvolle Volksgenoſſen , die

Leid ermeſſen und lindernden Balſam geben können .

Wer die hehre Gabe der Einfühlung hat , wer miter —

leben und nachfühlen kann und mit dieſen Eigen —

ſchaften Selbſtzucht und Energie zu verbinden weiß ,

der iſt jetzt unſer Mann . Bedingung iſt nur , daß er

umzuſetzen verſteht , Negatives in Poſitives umwan —

deln kann .

Aber nicht nur Frauen und Männer von gro —

ßem Wiſſen und Können ſind uns vonöten , ſondern

vor ällem auch Charaktere : aufrechte , gerade Men

ſchen , erprobt im Kampfe ums Daſein . Denn ſo

manch einer weiß etwas und kann es wiedergeben ,

aber es fehlt ihm ſelber der innere Halt und die

innere Feſtigkeit . Es fehlt ihm der Glanz der Augen ,

wenn er ſpricht , von ihm geht kein packendes Flui —

dum aus , er erwärmt nicht . Und Wärme ſuchen wir

gerade . Ja , Wärme , Wärme für beſondere Kriegs⸗

nöte . Allerdings das Bedürfnis nach Wärme muß

man einmal verſpürt haben . Eiskalt muß es einem

einmal den Rücken hinauf - und hinuntergelaufen

ſein , oder man muß einmal eine Gänſehaut bekom —

men haben , um die Bedeutung der Kriegswärme zu

verſtehen .

In der Nähe des Reichstagsgebäudes iſt die

Auskunftsſtelle für Heeresangelegenheiten . Da

fragte geſtern ein Vater nach dem Schickſale ſeines

Sohnes . Er glaubte , er ſei verwundet in Feindes

hände gefallen und wollte näheres darüber wiſſen .

„ Leider muß ich Ihnen das Unvermeidliche ſagen , er

iſt , wie ſo viele ſeiner Brüder , den Heldentod ( der

Vater wurde bleich und drohte umzuſinken ) fürs Va

terland geſtorben . “ Jeder weiß , daß da draußen

Tod und Verderben droht , und man glaubt , gefaßt

darauf zu ſein . Ja , man iſt gefaßt , wenn die Söhne

anderer fallen , ſinds aber die eigenen und man hört

es , dann erſchauert man im innerſten Mark . Man

friert . Und in dieſem Zuſtand tut laues Tauwetter

( aufwärmende Sonne ) , ſeine Schuldigkeit . Es gilt ,

den kritiſchen Punkt , die Kriſis zu überſtehen , Men⸗

ſchen zu haben , die den erſten Anprall auf ſich len

ken und das Eis zu lockern verſtehen .

Allen aber , die pflichtbewußt anderen beiſtehen

möchten , ſei der Rat gegeben , ſich in Not - und Zwei —

felsfällen an ihr Fachblatt zu wenden . Im Brief⸗

kaſten können Hinweiſe gegeben werden , die den rech —

ten Weg zum Ziele zeigen . Da ſich viele Fälle

ähneln , iſt die Antwort an den einen gleichzeitig

auch ein Rat an viele andere , denen es gar nicht in

den Sinn gekommen wäre , in ihren Nöten Hilfe zu

erbitten . Durch einen ſolchen Meinungsaustauſch

dentt mancher über dieſe Frage nach , der ohne dieſe

Anregung nicht dazu gekommen wäre . Dadurch
kommt mancher Gedanke ans Tageslicht , manche

Hilfe wird erſonnen : zum Wohle unſeres Vater —

landes .

Allerdings eine Bedingung iſt an den Erfolg

geknüpft : Die Frauen oder Sachverwalter der zum

Heeresdienſt eingezogenen Männer müſſen das Fach

blatt leſen und für ſeine Verbreitung ſorgen . Da⸗

mit macht man es leiſtungsfähig und dieſes kommt

ja ſeinen Leſern ganz beſonders zugute .

Anſpornend muß es wirken , daß die Betäti⸗

gung auf dem angedeuteten Gebiet , dem Urheber oft

wieder zugute kommt . Denn dies alles dient der Fe⸗

ſtigung der heimiſchen Wirtſchaft , vom Durchhalten

zieht jeder Nutzen , ſobald einmal die Friedensglok

ken läuten . F . A. B.

Die Rechtslage der Kriegsverſchollenen .

Das Wörtchen „ vermißt “ in unſeren Verluſt⸗

liſten berührt heuté , wie der Reichs - und Staats⸗

bürger Zeitung geſchrieben wird , einen großen Teil
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unſerer Volksgenoſſen , die über das Schickſal ihrer

Angehörigen draußen im Felde dadurch in Unge —

wißheit verſetzt werden . Man darf hoffen , daß der

größte Teil dieſer Vermißten in Gefangenſchaft ge —

raten iſt und nach dem Abſchluß des Friedens wie —

der in die Heimat zurückkehren wird . Die Härte

des Krieges will es aber auch , daß ein anderer Teil

als verſchollen gelten muß . Irgendwo auf weiter

Kriegsflur mag ſie der Heldentod ereilt haben , ohne

daß ſie von den Angehörigen ihrer Truppe aufge —

funden worden ſind . Auch für dieſe , die weder le —

bend noch verwundet zurückgekehrt ſind und ſich bei

der Truppe gemeldet haben , kann die Verluſtliſte

nur die Bezeichnung „ vermißt “ anwenden , da über

ihr Verbleiben nichts bekannt iſt. Oft finden ſie ſich

noch nach Tagen ein , in denen ſie allein und abge —⸗

ſprengt gegen die Feinde gekämpft haben , bis ihnen

die Rückkehr zu ihrer Truppe möglich wurde .

Dann bringt die Verluſtliſte getreulich die Mittei —

lung über die erfreuliche Wendung des Schickſals

dieſer Mannſchaften . Bleibt aber ein Vermißter

auch nach dem Kriege verſchollen , ſo fragt es ſich ,

welche Folgen dieſe Tatſache hat .

Wer gilt als verſchollen , und wie lange Zeit

muß verſtreichen , bis der Verſchollene als tot erklärt

wird . Im gewöhnlichen Leben ſind zehn Jahre

völliger Abweſenheit und völligen Mangels aller

ſchriftlichen Mitteilungen des Abweſenden notwen —⸗

dig für die Todeserklärung . Anders verhält es ſich

mit der Kriegsverſchollenheit “ , denn in dieſem Falle
beſtimmt das Bürgerliche Geſetzbuch , daß nach dem

Friedensſchluß oder nach Beendigung des Krieges

ohne Friedensſchluß drei volle Jahre ver —

ſtreichen müſſen , bis der Verſchollene zurückkehrt .
Dieſe Beſtimmung bezieht ſich auf alle Angehörigen
der bewaffneten Macht , alſo nicht nur auf Solda⸗

ten , ſondern auch auf Angehörige der Feldpoſt , auf

Aerzte , Feldgeiſtliche ufſw . — Als Krieg im Sinne

des Geſetzes gilt jeder tatſächliche Kriegszuſtand ,
ſelbſt wenn eine Kriegserklärung nicht erfolgt iſt ,

wie z. B. in den Expeditionen gegen die Bewohner

der Kolonien . Wie die „Zeitſchrift für Polizei⸗ und

Verwaltungsbeamte “ dazu ſchreibt , kann für größere

Kriege durch Sondergeſetz die Friſt noch mehr ver⸗

kürzt werden . Eine bedeutſame Ergänzung dazu

findet das eben Geſagte für die Angehörigen der

Seemacht . Wer ſich nämlich auf einem Kriegsſchiffe
befunden hat und ſeitdem verſchollen iſt , kann ein

Jahr nach dem Untergang für tot erklärt

werden . ( Gilt auch für Friedenszeiten und für alle

bei einer Seefahrt untergegangenen Fahrzeuge . )

Jſt der Untergang nicht nachweisbar , das Kriegs⸗

ſchiff aber verſchollen , ſo wird deſſen Untergang

vermutet , wenn es an dem Orte ſeiner Beſtimmung

nicht eingetroffen , auch nicht zurückgekehrt iſt , und

wenn innerhalb der geſetzlich beſtimmten Friſt keine
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Nachricht von ihm vorliegt . Die Friſt beträgt bei

Fahrrten innerhalb der Oſtſee ein Jahr , bei Fahrten

innerhalb anderer europäiſcher Meere ſowie ſämtli —

cher Teile des Mittelländiſchen , Schwarzen und

Aſowſchen Meres zwei , in allen übrigen Fällen drei

Jahre .

Die Todeserklärung erfolgt in einem Aufge —

botsverfahren . Zuſtändig iſt das Amtsgericht , in

deſſen Bezirk der Verſchollene ſeinen letzten inlän⸗

diſchen Wohnſitz hatte . Das Urteil wird nur auf

Antrag erlaſſen . Antragsberechtigt iſt jeder In⸗

tereſſent , z. B. der Erbe oder ein Gläubiger des

Verſchollenen , außerdem ſein geſetzlicher Vertreter

mit Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts , alſo

namentlich ſein Abweſenheitspfleger . An die Todes⸗

erklärung knüpfen ſich wichtige vermögens - und fa⸗

milienrechtliche Folgen . Der Erbe iſt zur Verfü —

gung über den Nachlaß befugt . Wer mit ihm über

Erbſchaften verhandelt , iſt ſelbſt dann geſchützt ,

wenn der für tot Erklärte noch lebt , es ſei denn ,

daß er die Unrichtigkeit der Todeserklärung kannte .

Wie iſt es aber , wenn der Verſchollene trotzdem

zurückkehrt ? Kehrt der Verſchollene zurück oder wi⸗

derlegt er in anderer Weiſe die Todesvermutung ,

ſo kann er ſein geſamtes Vermögen nach den Vor

ſchriften über den Erbſchaftsanſpruch zurückfordern .
Dieſe Klage verjährt in 30 Jahren , jedoch wird , ſo —

lange der für tot Erklärte noch lebt , die Verjährung
ſeines Anſpruches nicht vor dem Ablauf eines Jah⸗

res nach dem Zeitpunkt vollendet , in welchem er

von der Todeserklärung Kenntnis erlangt . Die

bisherige Ehe des Verſchollenen bleibt zunächſt zwar

beſtehen , verheiratet ſich aber der zurückgebliebene

Ehegatte , ſo wird die erſte Ehe aufgelöſt . In die⸗

ſem Falle hat jeder Ehegatte der neuen Ehe das

Recht , dieſe binnen 6 Monaten ſeit Kenntnis von

dem Leben des für tot Erklärten anzufechten , ſofern

er nicht gewußt hat , daß der Verſchollene noch am

Leben iſt .

„ Kriegsteilnehmer . “

( Zur Praxis der Kriegsnotgeſetze . )

Ein rechtliche Betrachtung .

Dr . Hans Lieske , Leipzig .

Kriegsteilnehmern erblühen im Rechtsleben
von Kriegsnotgeſetzen geſchenkte Vergünſtigungen .
Wir wiſſen , daß ſchon ſeit Anfang Auguſt 1914 in

bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten jegliches Verfahren
gegen ſie unterbrochen werden muß . Wenn nun

auch ſolches Vorrecht durch trübe Erfahrungen nach

viermonatlicher Geltung beſchränkt wurde , ſo bil —

det es doch immer noch die Regel . Beiſpielsweiſe
iſt alſo auch gegenwärteg ein Hauswirt machtlos ,
weil eine Kriegersgattin bis nach Kriegsende woh⸗
nen bleibt , weil ihr im Felde ſtehender Gemahl die



Dauer ſeines Fernbleibens lang , den Räumungs⸗

prozeß nicht weiter mitführt .

Leider aber hat die Faſſung des Geſetzes den

Perſonenkreis nicht klar genug bezeichnet , der ſich

jener weitgehenden Rechtswohltaten erfreuen darf .

Jufolgedeſſen herrſcht unter den Gerichten Mei⸗

nungszwieſpalt , und es entſcheiden trotz gänzlicher

Gleichartigkeit der Fälle die Richter durchaus ent —

gegengeſetzt .

Wen bevorzugt eigentlich das Geſetz ? Zunächſt

die Angehörigen mobiler oder gegen den Feind ver —

wendeter Teile der Land⸗ oder Seemacht . Der Be⸗

griff des mobilen Truppenteils aber iſts , der den

Meinungskampf entfacht . Denn der Wortlaut des

Geſetzes beſchirmt allerdings nicht den Angehörigen

der bewaffneten Macht , ſondern den eines mobilen

Truppenteils . Nun gelte als Beiſpiel folgender Fall

der Praxis : Beklagt iſt ein im Erſatzbataillon des

Landwehr - Infanterie - Regiments 78 in Celle Ein

geſtellter . Muß das Verfahren gegen ihn ausgeſetzt

werden ? „ Nein “ , antwortet man hier , „ Ja “ , ant

wortete das entſcheidende Oberlandesgericht .

Gegner der Ausſetzung erklären , ein Regiment ſei

zeit ſeiner Ausbildung noch immobil . Der „ Einge —

zogene “ als ſolcher gehöre deshalb noch nicht einem

mobilen Heeresteile an . Maßgebend ſei der Mobil

machungsplan , aus dem allein zu entnehmen ſei ,

welche Formationen im einzelnen Falle mobile und

welche immobile ſeien . Deshalb ſeien auch alle in⸗

folge des Mobilmachungsbefehls zum Heeresdienſt
Einberufenen oder freiwillig Eingetretenen nicht

bereits Angehörige mobiler Truppen , ſondern vor

erſt lediglich Perſonen des aktiven Soldatenſtandes .
Wer einem Erſatzregiment angehöre , das noch aus⸗

gebildet wird , aber zu ſpäterem Dienſt im Felde be —

ſtimmt iſt , gehöre mithin keinem mobilen Heeres⸗

teile an ; ein noch in der Ausbildung begriffenes
Erſatzbataillon erhalte erſt durch Entſendung oder

durch Verwendung im Felde mobilen Charakter .
Nach militäriſcher Auffaſſung iſt , meinen die Rich

ter des braunſchweigiſchen Oberlandesgerichts , das

richtig . Aber die Sprache des Reichsgeſetzes kennt

keinen immobilen Truppenteil . Jeder Trupenteil ,
der von der Mobilmachung betroffen wird , muß da⸗

her auch im Sinne des Geſetzes als „ mobil “ ange⸗

ſehen werden . Die entgegengeſetzte Anſicht würde

dem Zwecke des Geſetzes zu wenig gerecht , das die

für die unberechenbare Dauer eines Krieges einge⸗

zogenen , in ihrem Erwerbsleben und an der Wahr⸗
nehmung ihrer Rechte ſtark behinderten Perſonen

nach Möglichkeit ſchützen will .

Die

Eine beträchtliche Anhängerzahl hat dieſer Ge⸗

richtsſpruch mit ſeinem notgedrungen auf Ausſetz⸗

ung des Verfahrens lautenden Entſcheid freilich

nicht gefunden .

—S

So wurde das Ausſetzungsgeſuch eines Beklag⸗

ten abſchlägig beſchieden , der nach Beſcheinigung
der Militärbehörde als Unteroffizier zu einem Re⸗

krutendepot eingezogen war , weil er während ſei⸗

nes Dienſtes dort noch keinem mobilen Teil der

Landmacht zugewieſen ſei . Ebenſowentg wurde ein

Landſturm - ⸗Infanterie - Bataillon , das im Inlande

Garniſondienſt tut , als mobile Truppe bezeichnet .

Indes gehören nach Gerichtsſpruch zu den „ ge⸗

gen den Feind verwendeten Teilen der Landmacht “

auch die mit dem Küſtenſchutz betrauten immobilen

Ladſturmbataillone . Ebenſo zieht man auch die zur

Bewachung eines Gefangenenlagers verwendeten

Truppen in den Kreis der Schutzberechtigten . Ha⸗

ben doch die Gefangenen nicht aufgehört , Teile ,

wenngleich zur Zeit unſchädlich gemachte Teile der

feindlichen Heeresmacht zu ſein . Unſchädlich und

der Streitmacht des Feindes entzogen bleiben ſie

eben nur , ſolange ihre Gefangenſchaft aufrecht er —

halten wird . Die Aufrechterhaltung der Kriegsge —

fangenſchaft durch militäriſche Bewachung iſt dem —

nach eine gegen den Feind gerichtete Handlung und

der zu ſolcher Bewachung verwendete Truppenteil

wird gegen den Feind verwendet .

Freilich kommt das Oberlandesgericht Ham —

burg mit ſolcher Begründung ſchließlich doch zu der

von ihm urſprünglich bekämpften Anſicht , daß Gar⸗

niſondienſt im Inlande an ſich nicht zur Ausſetzung

des Prozeßverfahrens berechtige . Denn ein Haupt⸗

betätigungsfeld der Garniſondienſtarbeit ruht doch

wohl mit im Bewachen von Brücken , Bahnhöfen ,

Eiſenbahnen , Werkſtätten und dergleichen . Der da⸗

mit vorgeſehene Schutz aber bezweckt doch ebenfalls

Abwendung feindlicher Angriffe .

Schließlich ſei noch eine recht anfechtbare Ent⸗

ſcheidung nachgetragen , die die Rechtswohltat der

Prozeßausſetzung bedingungslos auch den in die

Heimat beurlaubten Kriegern beſchert . Der Be⸗

klagte war hier als Landſturmmann zu einem in

Belgien kämpfenden Landwehr⸗Infanterie - Regi⸗
ment verſetzt , ſeit ſieben Wochen aber nach dem Sitze

ſeiner Handelsniederlaſſung im Herzogtum Braun —

ſchweig beurlaubt . Auch ſein Antrag auf Prozeß⸗
ausſetzung fand williges Gehör der Richter , weil die

Zugehörigkeit des Beklagten zu einem mobilen Teil

der Landmacht nicht dadurch beſeitigt werde , daß

er im Inlande ſeine bürgerliche Beſchäftigung wie⸗

der aufgenommen habe .

Genoſſenſchaftliche Kriegshinterbliebenenfürſorge .

Karlsruhe . Am Freitag , den 4. Juni fand hier

im Konkordiaſaal der Brauerei Moninger die

Gründung einer Genoſſenſchaft ſtatt , deren Zwecke
und Ziele auch über die Grenzen unſerer Reſidenz
hinaus von Intereſſe und Bedeutung ſein dürften .

Die Anregung dazu ging aus von dem Geſchäfts⸗



führer des badiſchen Landeswohnungsvereins Dr .

H. Kampffmeyer , deſſen leitender Gedanke dabei der

war , daß die Unterſtützung , die das Reich nach dem

Krieg den Hinterbliebenen der gefallenen Krieger

zu gewähren imſtande ſein wird , ſchwerlich hoch ge —

nug bemeſſen werden könne , um zur Beſtreitung

des Lebensunterhaltes einer Familie auszureichen ,

daß alſo eine große Zahl von Frauen , und zwar

nicht nur der unterſten Bevölkerungsſchichten , auf
einen ihre Rente ergänzenden Verdienſt angewie⸗

ſen ſein werden . Dieſen Frauen nun die Möglich⸗
keit einer Kinderkrippe , eines Jugendheimes , einer

Gemeinſchaftsküche im Zuſammenarbeiten mit den

hier beſtehenden gemeinnützigen Bauvereinigungen

zu erleichtern , das war die Aufgabe , deren Löſung
im Intereſſe unſerer völkiſchen Zukunft angeſtrebt
werden ſollte .

Nachdem ſich in mehreren Vorbeſprechungen
bei allen für die Mitarbeit in Betracht kommenden

Kreiſen ( Miniſterium des Innern , Rotes Kreuz ,

Frauenvereine ) eine erfreulich einmütige Neigung
ergeben hatte , zur Erreichung dieſes Zieles mitzu —

wirken , wurde von dem vorbereitenden Ausſchuß be —

ſchloſſen , eine Genoſſenſchaft unter dem Namen „ Fa —

milienhilfe “ zu gründen .In einem kleinen geladenen
Kreiſe wurde am Freitag abend dieſer Beſchluß zur

Ausführung gebracht . Als Vertreter des Miniſte⸗
riums des Innern war Se . Exz . der Miniſter von

Bodman und Amtmann Fecht erſchienen . Im An⸗

ſchluß an den einleitenden Vortrag des Verſamm⸗

lungsleiters Dr . H. Kampffmeyer , gab der Miniſter
dem warmen Intereſſe Ausdruck , das er den Zielen

gründenden Genoſſenſchaft entgegenbringt .
Nach einer kurzen anregenden Ausſprache wurde ſo—
dann die Genoſſenſchaft gegründet und die Satzung
durchberaten und einſtimmig angenommen .

Ziele der Genoſſenſchaft ſind im § 2 wie folgt um⸗

ſchrieben :

der zu

Die

„ Die Genoſſenſchaft bezweckt unter Ausſchluß
jeder Gewinnabſicht die Hebung der wirtſchaftlichen
und ſozialen Lage ihrer minderbemittelten Mitglie⸗
der , hauptſächlich der Familien der gefallenen Krie⸗

ger und Kriegsbeſchädigten und will das erreichen :

a) durch die Verwertung der Arbeitskraft ihrer

beruflich tätigen Mitglieder in beſonderen Werk —

ſtätten oder im eigenen Heim gegen angemeſſene

Vergütung , inſonderheit durch die Verbeſſerung der

Qualität und den planmäßigen Vertrieb ihrer Ar —

beitserzeugniſſe ſowie durch die gemeinſame Beſchaf⸗
fung der hierfür nötigen Betriebsmittel ;

b) durch Hebung der Konſumkraft ihrer Mit⸗

glieder vermittelſt genoſſenſchaftlicher Befriedigung
der gemeinſamen Lebensbedürfniſſe , inſonderheit

durch die gemeinſame Beſchaffung von Lebensmit⸗

teln und Gebrauchsgegenſtänden und durch Beſchaf —

fung von guten und preiswerten Wohnungen im

Zuſammenarbeiten mit beſtehenden gemeinnützigen
Bauvereinigungen ;

c) durch Einrichtungen und Veranſtaltungen ,
die der Wohlfahrt der Mitglieder und ihrer Fami
lien dienen , inſonderheit die Haushaltsführung und

Kindererziehung erleichtern oder verbeſſern . “

Der Beitritt zu der Genoſſenſchaft iſt durch

äußerſt entgegenkommende Bedingungen jedem ,

auch dem Unbemitteltſten , ermöglicht ( der Anteil in

der Höhe von 30 Mark kann durch wöchentliche

Teilzahlungen von mindeſtens 25 Pfennig einbe

zahlt werden ) . Es wird geplant , nach ſorgfältigen

Vorbereitungen die Arbeit , den Arbeitsbetrieb zu —

nächſt im Kleinen zu beginnen und dann mit großer

Vorſicht allmählich auszubauen . Jede gewünſchte
Auskunft erteilt die Geſchäftsſtelle des badiſchen

Landeswohnungsvereins ( Miniſterium des Innern ,
Karlsruhe ) .

Fakſimile oder Unterſchrift .
Die Unterſchrift hat im Rechtsleben die ver

ſchiedenſte und mannigfaltigſte Bedeutung und iſt

durch ſchwere Strafen der Fälſchung geſchützt . Die

Verwendung des Fakſimiles zur Unterzeichnung von

Urkunden iſt nicht ſchlechthin gleichwertig der hand

ſchriftlichen Unterfertigung . Die Unterſchrift iſt un

ter allen Umſtänden weſentlich und wo ſie etwa

an ſich nicht von großer Bedeutung iſt — kann ſie

durch die Begleitumſtände ungeahnte Tragweite er —

langen . Meiſtens iſt ihre Anwendung ſchon durch

das Geſetz vorgeſchrieben . Im Zivilprozeßrecht wird

als feſtſtehende Regel angenommen , daß das , was

über der Unterſchrift ſteht , von dem Unterzeichneten
herrührt . Wer z. B. einen Beweis durch eine Pri —
vaturkunde führen will , muß wenn die Echtheit
der Urkunde beſtritten wird — ihre Beweiskraft

durch den Beweis der Echtheit der Namensunter⸗

ſchrift dartun . Dann hat das über ihr Stehende die

Vermutung der Echtheit für ſich , und

dem Gegner liegt die Beweispflicht dafür ob , daß
der Inhalt der Urkunde verfälſcht iſt .

Manchmal iſt es auch erforderlich , daß die Un⸗

terſchrift von einer beſtimmte Funktionen ausüben⸗
den Perſönlichkeit herrͤühre . So hängt z. B. die

Gültigkeit vieler Rechtsmittel — Einlegung bezw .
deren Begründung — davon ab , daß ein Rechtsan —
walt das Schriftſtück unterzeichnet .

Indeſſen erſcheint es als ratſam , daß auch da ,
wo die Unterſchrift nicht unbedingt vorgeſchrieben
iſt , die betreffende Perſon zeichnet , weil dadurch die

Herkunft des in Rede ſtehenden Schriftſtücks am

leichteſten und klarſten dargetan wird . Häufig
kommt es beiſpielsweiſe vor , daß in Fällen , wo die

Strafverfolgung nur auf Antrag eintritt ( Beleidi —

gungen , einfachere Körperverletzungen , Hausfrie⸗
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densbruch uſw . ) , Strafanträge ohne jede Unterſchrift

bei Gericht eingehen ; es fällt dann wenn aus

dem Antrag erſehen werden kann , wer ihn geſtellt

hat eine Anfrage an den Antragſteller dahin nd

tig , ob er einen förmlichen Antrag ſtellen wollte .

Die allergrößte Bedeutung beſitzt die Unter⸗

ſchrift im Wechſelrecht . Das hängt mit der formel —

len Strenge des Wechſelrechts zuſammen und iſt im

einzelnen genau geregelt , ſo daß kaum Zweifel ent⸗

ſtehen können . Im Gebiet des übrigen Privatrechts

ſind Zweifel eher möglich . Hier wird der einzelne

Streitfall nach den gegebenen Umſtänden entſchie

den , und da kann eine Unterſchrift ſehr wohl eine

beſondere Bedeutung erlangen , an die der Unter —

zeichnete vielleicht nicht gedacht hat .

Das Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt in den

8§8 126 , 127 , daß — wenn durch Geſetz oder Rechts —

geſchäft ſchriftliche Form vorgeſchrieben iſt — die

Urkunde vom Ausſteller eigenhändig durch Namens

unterſchrift oder mittelſt gerichtlich oder notariell

beglaubigter Handzeichen unterzeichnet werden muß .

Bei einem Vertrag muß die Unter⸗

zeichnung auf derſelben Urku nde ge⸗

ſchehen . Werden über den Vertrag

mehrere gleichlautende Urkunden ge —

fertigt , ſo genügt es , wenn jede Par⸗

tei die der andern Partei zu behändi⸗

gende Urkunde unterzeichnet .

Wenn es nun hiernach auch ſcheinen mag , daß

die Unterſchrift lediglich für die Vertragſchließenden

von Bedeutung ſein könnte , ſo iſt dem doch nicht

immer ſo , wie folgender Fall über die rechtliche Be⸗

deutung eines Pachtvertrags dartut . Nach dem Ge⸗

ſamtinhalt der Vertragsurkunde konnte unzweideu —

tig nur der Ehemann als vertragſchließender Teil

gelten , die Ehefrau hatte aber den Vertag mit un—⸗

terſchrieben u. wurde deshalb verklagt ; ihre Einwen —

dung , daß nach dem Geſamtinhalt ihre Unterſchrift

bedeutungslos ſei , blieb erfolglos , da nach Anſicht

des Gerichts die perſönliche Verpflichtung der mit —

verklagten Ehefrau , u. zwar als Geſamtſchuldnerin ,

ſich aus ihrer Mitunterſchrift des Pachtvertrags er⸗

gebe . Wenn auch die Ehefrau durch ihre Unterſchrift

nicht Mitpächterin geworden , denn im Eingang des

Vertrags ſei ſie allerdings nicht als vertragſchließen⸗
der Partner mitaufgeführt , ſo ſei eben doch in der

Unterſchrift die ſelbſtändige Willenserklärung der

Beklagten zu erblicken , die aus dem von ihrem Ehe —

mann eingegangenen Vertragsverhältnis entſtehen⸗

den Verpflichtungen im vollen Umfange mitzutra⸗

gen . Für dieſe Beurteilung ſpreche die Natur der

Sache , insbeſondere das eheliche Verhältnis und die

in demſelben wurzelnde Anteilnahme an dem Er⸗

werbsgeſchäft ihres Mannes , ſowie das Intereſſe des

Verpächters an einer durch Interventionen der Ehe⸗
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frau nicht gefährdeten Sicherung ſeiner Gläubiger —

ſtellung .

Alſo Vorſicht ! Die Ehefrau hat ſich vielleicht

bei der Unterzeichnung gar nichts gedacht , jeden —

falls dieſe Bedeutung ihrer Unterſchrift ſich nicht

vorgeſtellt .
Bekannt iſt , daß es auch ſonſt im Privatrechte

ſehr formelle Vorſchriften in Bezug auf die Unter —

ſchrift gibt ; es ſei nur an das „ eigenhändige Teſta

ment “ erinnert , deſſen rechtliche Gültigkeit u. a. da

von abhängt , daß es vom Erblaſſer ſelbſt unter

ſchrieben iſt . Ph . Häfner .

Die Verwendung von Reichsmitteln für Kriegs⸗

wohlfahrtspflege betr .

Durch einen Nachtrag zum Reichsetat waren

aus Reichsmitteln 200 Millionen zu Beihilfen für

die Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden zur

Verfügung geſtellt . Von dieſem Betrage entfielen

110 Millionen Mark auf preußiſche Gemeinden , de

nen damit etwa ein Drittel ihrer Aufwendungen er

ſtattet werden könnte . Die preußiſche Rgierung er

achtete jedoch dieſe Beihilfen nicht als ausreichend

und ſtellte weitere 10 Millionen für den gleichen

Zweck zur Verfügung . Dieſe Summe wird in Form

von Zuſchlägen zu den Reichsbeihilfen verteilt , ſo

daß im Durchſchnitt zwei Drittel der Koſten der

Wohlfahrtspflege den Gemeinden erſtattet werden

können . Maßgebend für die Zuteilung dieſer Bei⸗

hilfen ſind einmal die Leiſtungsfähigkeit und außer —

dem die tatſächlichen Leiſtungen . Es iſt nun ange —

regt worden , leiſtungsfähige Gemeinden , in erſter

Linie die Großſtädte , von dieſen Beihilfen auszu

ſchließen .
Eine ſolche Maßregel ſtände aber nicht im Einklang

mit den für die Verteilung der Beihilfen geltenden

Grundſätzen , denn einmal treten auch an die Groß

ſtädte gegenwärtig ganz außergewöhnliche An

ſprüche heran , die mit den beſchränkten Einnahmen

nicht in Einklang zu bringen ſind und außerdem

haben gerade die großen Städte , wie auch von maß

gebender Stelle anerkannt iſt , auf dem Gebiete der

Kriegswohlfahrtspflege hervorragende Leiſtungen

aufzubringen .

Für Baden ſind die Erlaſſe Gr . Miniſteriums

des Innern vom 23 . 2. 15 GBekanntmachung vom

31 . 2. 15 im Staatsanzeiger Nr . 5 vom 6. Februar

1915 ) , vom 16 . 3. 15 Nr . 12017 und vom 21 . 5. 15

Nr . 21492 für die Gemeinden und Städte , die um

Zuweiſung eines Beitrags nachſuchen wollen , maß

gebend . Hiernach ſind die Geſuche allmonatlich ſpä

teſtens bis 6. beim Bezirksamt zur Weiterleitung

an Gr . Miniſterium des Innern einzureichen . Ge —

meinden und Städte , die auf dieſen Termin die Vor

lage nicht bewirken , können auf Berückſichtigung für

Aufwendungen des abgelaufenen Monats nicht rech⸗



nen . Inbetracht kommen namentlich Zuſchüſſe zur

Familienunterſtützung , Aufwendungen für Erwerbs

loſenfürſorge und ſonſtige Ausgaben für Kriegs⸗

wohlfahrtspflege . Vor April 1915 wurden nur be⸗

dürftiſge Gemeinden berückſichtigt , ſeit dieſer Zeit
können aber auch an ſich leiſtungsfähige Gemeinden

mit Zuwendungen bedacht werden , ſofern ſie einen

beſonders erheblichen Aufwand für Zwecke der

Kriegswohlfahrtspflege aufzuweiſen haben . ( In letz
terem Falle ſollte alſo keine Gemeinde die rechtzei —

tige Vorlage des Antrags verſäumen . )

Familienunterſtützung .

In Zukunft ſind auch die erwerbsunfähigen
Eltern und Großeltern derjenigen akti —

ven Mannſchaften zu unterſtützen , a ) die als ihre

einzigen Ernährer auf Reklamation zurückgeſtellt ge —

weſen , ſpäter aber zum Heeresdienſt eingezogen
ſind , b) die fernerhin als einzige Ernährer erwerbs —

unfähiger Eltern und Großeltern infolge Reklama —

tion zurückgeſtellt , ſpäter aber zum Heeresdienſt ein —

gezogen werden , c) die als einzige Ernährer rekla —

miert worden ſind und die erwerbsunfähigen El —

tern oder Großeltern tatſächlich unterſtützt haben ,

aber lediglich mit Rückſicht auf den Mannſchaftsbe —

darf trotz der Reklamation eingeſtellt worden ſind

uſw .

Auch die unehelichen , erſt nach dem Tode

der in den Heeresdienſt eingetretenen Väter gebore —
nen Kinder rechnen zu den unterſtützungsberech —

tigten Perſonen uſw .

Uneheliche Kinder , die eine fremde

Staatsangehörigkeit auch die einer

feindlichen Macht beſitzen , ſind unterſtützungsbe⸗

rechtigt , ſofern ſich dieſe Kinder im Inlande befin⸗

den und ihre unehelichen Väter in den deutſchen

Hoeresdienſt eingetreten ſind . In gleicher Weiſe ſind

den unehelichen , im Inlande befindlichen Kindern

deutſcher Mütter , deren Väter öſterreichiſch - ungari⸗
ſche Staatsangehörige und in das öſterreichiſch - un⸗

gariſche Heer eingetreten ſind , Familienunterſtützun —

gen zu gewähren .

Die Beſtimmungen , wonach die Familienunter —

ſtützungen bis zum Zeitpunkte des Empfanges der

erſten Kriegshinterbliebenen - oder Invalidenrente
ohne Anrechnung auf dieſe weiter zu zahlen ſind ,

werden dahin abgeändert , daß die Mindeſtſätze der

Familienunterſtützungen auf die Hinterbliebenen —

oder Invalidenbezüge anzurechnen ſind , ſoweit ſie

für einen zwei Monate überſchreitenden Zeitraum

ausgezahlt worden ſind . Den Lieferungsverbänden

ſteht es frei , die über die Mindeſtſätze hinaus ge⸗

währten Zuſchußunterſtützungen ohne zeitliche Be —

ſcchränkung auf die Renten zur Anrechnung zu brin⸗

gen und dieſerhalb mit den die Militärrenten feſt⸗
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ſotzenden Militärbehörden in

ten uſw .

Verbindung zu tre

Anrechnung der Kriegsdienſtzeit .
Die Tatſache , daß der Krieg aus dem Jahre

1914 in das Jahr 1915 hinüberreicht , iſt , wie von

militäriſcher Seite geſchrieben wird , für die An⸗

rechnung der Kriegsdienſtzeit vorausſichtlich von

großer Bedeutung . Die ſogenannte „ doppelte An—⸗

rechnung “ der Kriegsdienſtzeit wird nämlich mei

ſtens irrtümlich dahin ausgelegt , daß diejenige Zeit ,
die der betreffende Beamte im Kriege verbracht hat ,

in doppeltem Umfange zur Anrechnung gelangt .

Tatſächlich liegen die Verhältniſſe aber viel vor

teilhafter . Für die Teilnehmer des Krieges 1870/71

wurde feſtgeſetzt , daß alle , die in jedem der beiden

Jahre 1870 und 1871 nur an einer Schlacht oder

an einer Belagerung teilgenommen haben , je ein

Kriegsjahr in Anrechnung gebracht wird . Hat alſo

jemand z. B. erſt vom Monat Dezember 1870 an

am Kriege teilgenommen , ſo wird ihm das Jahr
voll angerechnet . Das gleiche gilt für das Jahr
1871 . Es kann alſo unter Umſtänden eine Kriegs⸗
teilnahme von einigen Wochen , die auf Ende 1870

und Anfang 1871 fielen , eine Anrechnung von zwei

Dienſtjahren zur Folge haben . Außer den Kriegs

teilnehmern , die bei Schlachten oder Belagerungen
dabei geweſen ſind , werden auch den Beamten , die

in dienſtlicher Eigenſchaft mindeſtens zwei Monate

in jedem Jahre 1870 und 1871 in Frankreich zuge

bracht haben , für je zwei Monate je 1 Jahr in An

rechnung gebracht . Hier beträgt alſo die Anrech

nung der Dienſtzeit das Sechsfache des tatſächlichen

Dienſtes . In den Fällen der Kriegsteilnehmer iſt

ſie noch erheblich größer . Hat dagegen ein Kriegs —
teilnehmer nur in einem Jahr 1870 oder 1871 an

einer Schlacht oder Belagerung teilgenommen , ſo

wird ihm dafür nur 1 Jahr angerechnet . Aber auch

in dieſem Falle iſt die Anrechnung nicht doppelt ,

ſondern unter Umſtänden ein Vielfaches der tatſäch

lichen Dienſtzeit .
Der jetzige Weltkrieg hat inſofern mit dem

Kriege 1870 für die Anrechnung der Dienſtzeit
Aehnlichkeit , als er auch in ein zweites Jahr hin

überreicht . Es iſt darum mit Sicherheit anzuneh

men , daß die Beſtimmungen über Anrechnung der

Kriegsdienſtzeit ähnlich gehalten werden wie im

Jahre 1871 . Auch für die Kämpfer der Luft wer

den Beſtimmungen vorgeſehen werden müſſen . Das

Wort von der „ doppelten Anrechnung “ der Dienſt —

zeit trifft aber , wie aus dem Obigen hervorgeht , in

den meiſten Fällen nicht zu .

Steuerpflicht des Militäreinkommens .

Nach § 46 des Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874

wird die Verpflichtung der Militärperſonen zur
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Entrichtung der Staatsſteuern durch die Landesge⸗

ſetze unter Berückſichtigung des Doppelſteuergeſetzes
( jetzt vom 22 . März 1909 ) geregelt . Jedoch iſt das

Militär einkommen der Perſonen des Unteroffi⸗

zier - und Gemeinenſtandes , ſowie für den Fall der

Mobilmachung das Militäreinkommen al⸗

ler Angehörigen des aktiven Heeres bei der Veran⸗

lagung und Erhebung von Staatsſteuern außet

Betracht zu laſſen . Dabei iſt es gleichgültig , ob die

Militärperſonen zu den ins Feld rückenden Trup⸗

penteilen , dem Feldheer , oder zu den übrigen Tei⸗
len der Armee , dem Beſatzungsheer gehören oder

ob die nicht ins Feld rückenden Teile mobil oder

immobil ſind .

Zu den Angehörigen des aktiven Heeres zählen

auch Militärbeamte uſw . , die ſich freiwillig gemeldet

haben , ſogar dann , wenn dieſe Militärbeamten

nicht gedient haben .

Die Steuerfreiheit , des Militäreinkommens

wird vom erſten Tag des Monats an bewilligt , in

dem die Vorausſetzungen eingetreten ſind .

Die Steuerbefreiung erſtreckt ſich auch auf die

Gemeinde - und Kirchenſteuer . Da bei dem größten

Teil der in Betracht kommenden Finanz - und Zoll⸗

beamten die Aufrechnung des Friedensgehaltes zu

Laſten des Militäreinkommens erfolgt , ſo haben

dieſe Beamten während der Dauer ihrer Verwen⸗

dung in der Regel auch vom Zivileinkommen keine

Einkommenſteuer zu entrichten .

Auf andere Steuern ( für Grund⸗ und Gebäu⸗

debeſitz , Kapitaleinkommen , Gewerbebetrieb , aus

Vermögen ) erſtreckt ſich die Steuerbefreiung nicht .

Begnadigung von Kriegsteilnehmern .

In Verfolg des mit Erklärung des gegenwär⸗

tigen Kriegszuſtandes bekannt gegebenen Allerhöch⸗

ſten Gnadenerlaſſes für Perſonen des aktiven Hee⸗

res , der aktiven Marine und der Schutztruppen ,
ſowie für alle Perſonen des Beurlaubtenſtandes

vom Feldwebel abwärts hat Seine Königliche Ho⸗

heit der Großherzog auf Vortrag des Juſtizminiſte⸗

riums neuerdings weiteren 171 gerichtlich zu Frei⸗

heitsſtrafen verurteilten Kriegsteilnehmern die er⸗

kannten Strafen in Gnaden nachgelaſſen . Außer⸗

dem hat das Juſtizminiſterium auf Grund der ihm

durch Allerhöchſte Entſchließung übertragenen Be⸗
gnadigungszuſtändigkeit bis zum 1. Juli d. JIs . 670

Kriesteilnehmern die erkannten Geld⸗ und Frei⸗

heitsſtrafen erlaſſen . In weiteren zahlreichen Fäl⸗

len wurde zu Freiheitsſtrafen verurteilten Perſo⸗

nen , um ihnen den Eintritt in das Heer zu ermög⸗

lichen , Strafaufſchub oder Strafgefangenen Strafauf⸗
ſchub erteilt mit Ausſicht auf Begnadigung bei gu⸗

ter Führung im Heere . Durch Verfügung des Ju⸗

ſtizminiſteriums iſt angeordnet , daß Strafverfahren ,

die gegen Kriegsteilnehmer anhängig ſind oder wer⸗

den , während der Dauer des Kriegszuſtandes ru⸗

hen ſollen , wenn nicht die Fortführung des Verfah⸗

rens durch die Intereſſen der Rechtspflege unbe⸗

dingt geboten erſcheint , worüber Entſchließung zu

treffen dem Juſtizminiſterium vorbehalten iſt . Zu⸗

gleich iſt in Ausſicht genommen , dem nächſten Land⸗

tag den Entwurf eines Geſetzes über die Niederſchla⸗

gung von Strafverfahren zugunſten von Kriegsteil⸗

nehmern zu unterbreiten .

Keine neuen Lehrbücher und Lehrmittel während

der Kriegszeit .

Das Großh . Miniſterium des Kultus und Un⸗

terrichts hat an die Direktionen der Höheren Lehr⸗

anſtalten einen Erlaß gerichtet , worin es in Rück⸗

ſicht auf die durch die Zeitlage gebotenen Sparſam⸗

keit die Einführung neuer Lehrbücher an den Höhe⸗

ren Lehranſtalten auf Beginn des kommenden

Schuljahres als nicht für angemeſſen erachtet und

es demgemäß ablehnt , etwaigen darauf abzielenden

Anträgen Genehmigung zu erteilen . Gleichzeitig
bringt das Miniſterium in Erinnerung , daß der

Gebrauch älterer Auflagen von Büchern zuzulaſſen

iſt , wenn ſie von den neueren Auflagen keine er⸗

heblichen Abweichungen aufweiſen . Eine Aufforde⸗

rung an neu eintretende Schüler zur Anſchaffung
von koſtſpieligen Lehrmitteln , z. B. Atlanten , ſoll

unterbleiben . — Einen ähnlichen Erlaß hat das

genannte Miniſterium auch an die Schulbehörden
und Lehrer der Volksſchulen herausgegeben . Darin

werden die Großh . Kreisſchlämter und die Volks —

ſchulrektorate in den Städten der Städtordnung

angewieſen , während der Kriegszeit die Einführung

neuer Lehrmittel nicht zu genehmigen . Von den

Lehrern wird erwartet , daß ſie ſich auch jeder Emp —

fehlung von Lehrbüchern bei den Schülern enthal

ten , da eine Empfehlung vielfach von den Schülern

als Zwang aufgefaßt wird und ſo zur Einführung

von Büchern unter Mißachtung der hierfür beſte —

henden Vorſchriften führt . Gleichzeitig ſpricht das

Miniſterium den dringenden Wunſch aus , daß auch

Anträge auf Neuanſchaffung , Ergänzung und Un⸗

terhaltung von Lehrmitteln , Gerätſchaften und Ge

brauchsgegenſtänden während der Dauer des Krie⸗

ges auf das Unentbehrlichſte beſchränkt werden .

Staatliche Beihilfe zur Lehrlingsausbildung .

Handwerksmeiſtern , die ſich mit der Heranbil⸗

dung von Lehrlingen befaſſen , unter gewiſſen

Vorausſetzungen ſtaatliche Zuſchüſſe gewährt wer⸗

den . Die Feſtſetzung der Bedingungen die dieſer

Vergünſtigung zu Grunde liegen , geſchieht durch

einen zwiſchen dem Landesgewerbeamt und dem

Meiſter abgeſchloſſenen Vertrag . Die Höhe der Bei⸗

hilfe richtet ſich nach dem Gewerbe und Wohnort
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und beträgt bei dreijähriger Lehrzeit durchſchnitt⸗
lich 150 bis 200 Mark . Hinſichtlich der Perſönlich —
keit des Lehrherrn wird verlangt , daß er die Befug⸗
nis zur Führung des Meiſtertitels beſitzt , unbeſchol
ten und tüchtig iſt , eine gut eingerichtete Werkſtätte
hat und im Geſchäft perſönlich mitarbeitet . Er muß
auch in der Lage ſein , den Lehrling in die häus⸗
liche Gemeinſchaft aufzunehmen , um nicht nur eine

gründliche Ausbildung im Handwerk , ſondern auch
eine geordnete Erziehung des Lehrlings zu gewähr —
leiſten . Der Stand der Mittel geſtattet im laufen⸗

den Jahre noch die Errichtung einer größeren An —

zahl von Lehrlingswerkſtätten . Handwerksmeiſter ,
die obigen Vorausſetzungen zu entſprechen glauben ,
werden alſo gut daran tun , wenn ſie ſich möglichſt
bald um eine Beihilfe beim Landesgewerbeamt be —

werben .

Die Kriegsinvalidenfürſorge des Reiches .
Für die Zwecke der ſozialen Kriegsinvaliden⸗

fürſorge ſind durch den Reichshaushalt für das

Reichsſchatzamt fünf Millionen Mark beſtimmt . Für
die Verwendung dieſes Betrages ſind neue Grund —

ſätze aufgeſtellt worden . Der Betrag wird auf die

Bundesſtaaten nach dem Maßſtab der Matrikular —

beiträge verteilt . Die Unterverteilung iſt Sache der

Landeszentralbehörden . Die Reichsmittel ſind zur

Entlaſtung anderer aus einem öffentlich - rechtlichen
Titel verpflichteter nicht beſtimmt . Sie haben die

Aufgabe , die Einrichtung einer Kriegsinvalidenfür⸗
ſorge zu erleichtern und den Ausgleich der wirt —

ſchaftlichen Nachteile zu fördern , die durch Kriegsbe⸗
ſchädigung verurſacht ſind . Insbeſondere ſoll dies

durch Berufsberatung , Berufsausbildung und Ar⸗

beitsvermittlung geſchehen . Ausnahmsweiſe können

die Mittel auch für eine weitere Heilbehandlung
nach Abſchluß des militäriſchen Heilverfahrens ver⸗

wendet werden . Ueber die verausgabten Beiträge
und ihre Verwendung wird dem Reichsſchatzamt
eine zuſammenfaſſende Nachweiſung eingereicht .
Meinungsverſchiedenheiten über die Zuläſſigkeit
einzelner Ausgaben entſcheidet der Bundesrat .

Hinterbliebenenverſorgung .
Der Antrag auf Hinterbliebenenverſorgung iſt

beim Bürgermeiſteramt des Wohnortes einzureichen .
Der Jahresbetrag für die Witwe eines Unteroffi⸗

ziers iſt 500 / , wenn keine allgemeine Verſorgung
zuſteht . Der Betrag iſt dauernd , wenn Wiederver —

heiratung unterbleibt . Eine Erhöhung muß durch

Geſetz ausgeſprochen werden . Bekanntlich wird auf
ein Reichsgeſetz hingearbeitet , welches die Hinter⸗

bliebenenrente den Einkommensverhältniſſen anpaſ⸗
ſen will .

125 —

Beſorgung der Feldgeſchäfte während der Kriegszeit .

Das Großh . Miniſterium des Kultus und Un

terrichts hat an die Schulbehörden und Lehrer der

Volksſchulen folgenden Erlaß gerichtet : Die in den

früheren Bekanntmachungen den Großh . Kreisſchul
ämtern erteilte Ermächtigung , einzelnen Schülern
oder ganzen Klaſſen der fünf oberen Schuljahre zur
Mitarbeit bei der Frühjahrsbeſtellung der Felder

vorübergehend Befreiung vom Unterricht zu gewäh

ren , wird auf den Beizug von Schülern zu dringen⸗
den landwirtſchaftlichen Arbeiten bis zum Herbſt

ausgedehnt . Gleichzeitig wird den Großh . Kreis⸗

ſchulämtern die Befugnis erteilt , auf Antrag der

Ortsſchulbehörden während des Sommerhalbjahrs
den Turnunterricht ausfallen zu laſſen .

Deutſche Einrichtungen im beſetzten Rußland .

Für das unter deutſcher Verwaltung ſtehende
Gebiet von Ruſſiſch - Polen iſt laut „ Verordnungs
blatt der kaiſerlich deutſchen Verwaltung in Polen “
der Gregorianiſche Kalender und die Be —

rechnung der Tageszeit nach der mitteleuro

päiſchen deutſchen Zeit eingeführt worden .
Das Verbot der ruſſiſchen Regierung , an den ſoge
nannten Galatagen Amtshandlungen vorzunehmen ,
iſt aufgehoben worden . Ferner iſt das von der ruf
ſiſchen Regierung erlaſſene Zahlungsverbot an alle

außerhalb Rußlands befindliche Anſtalten und Ge

ſellſchaften ſowie an Staatsangehörige Oeſterreich —

Ungarns und Deutſchlands aufgehoben worden .

Eine zeitgemäße Aufforderung

erläßt das Lörracher Bürgermeiſteramt an die El —
tern und alle , die mit der Erziehung der Jugend
zu tun haben und die nicht nur für Lörrach , ſon —
dern auch anderorts angebracht wäre . Die Bekannt

machung lautet : „ Es fällt in letzter Zeit unange —
nehm auf , daß Jugendliche bis in die ſpäte Nacht
hinein ſich auf den Straßen herumtreiben . Auch
wird vielfach beobachtet , daß Schüler , namentlich

fortbildungsſchulpflichtige trotzdem die jetzige Zeit
ſie mehr zur Sparſamkeit anhalten müßte , mit
brennender Zigarre oder Zigarette auf den Straßen
ſich zeigen . Wir erſuchen zunächſt die Eltern , ihrer⸗
ſeits dafür zu ſorgen , daß Zucht und Ordnung un⸗
ſerer Jugend erhalten bleibt . Die Polizei iſt zu⸗
dem angewieſen , ſchärfer einzugreifen und durch die

Schule Beſtrafung von Zuchtloſigkeit herbeizufüh⸗
ren . “

Die Goldablieferung⸗an die Reichsbank .

Seit Kriegsbeginn iſt die Reichsbank bekannt⸗

lich beſtrebt , ihren Goldſchatz tunlichſt zu vermehren ,

——

——
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weil ſie in finanz - , bank - und wirtſchaftspolitiſcher

Beziehung darauf im Intereſſe aller Kreiſe des Rei

ches ohne Ausnahme den größten Wert legen muß .

Nach ſachverſtändiger , möglichſt zuverläſſiger

Schätzung iſt immer noch eine Milliarde Gold von

den offenbar zahlreichen Beſitzern , beſonders auf

dem Lande , noch nicht in Papiergeld umgewechſelt

worden . Es ergeht daher an alle diejenigen , welche

ſich ſeit Monaten in der dankenswerteſten Weiſe um

die Goldſammlungen , mit ſchon ſehr gutem Erfolg

bemüht haben , die Bitte , neuerdings gleich unſeren

tapferen Soldaten die „Offenſive “ zu ergreifen und

das abſichtlich oder aus Gleichgültigkeit immer noch

verborgen gehaltene Gold möglichſt herauszufin⸗

den und gegen Papiergeld umtauſchen zu laſſen .

Aber auch alle anderen , die den Goldſammlungen

bisher teilnahmslos gegenüber geſtanden , werden

gebeten , mitzuwirken an dieſer nicht zu unter —

ſchätzenden vaterländiſchen Pflicht . Es muß auf das

Umwechſeln auch nur eines einzigen Goldſtückchens

Wert gelegt werden .

Ueberſtunden betr .

Die Beſtimmung in Ziffer 2 unſerer Bekannt⸗

machung vom 14 . Januar l. Is . geht von der An⸗

nahme aus , daß an Volksſchulen , an denen infolge

Verringerung der Lehrerzahl die Vorſchriften des

Unterrichtsplanes vom Jahr 1906 hinſichtlich der

Stundenzahl der oberen Klaſſen nicht durchgeführt

werden können , Ueberſtunden nur dann zu erteilen

ſind , wenn die Zahl der auf einen Lehrer kommen —

den Schüler ſo groß iſt , daß ſie wegen Beſchränktheit

der verfügbaren Schulräume ſtatt wie bisher in

zwei , nunmehr in drei Klaſſen unterrichtet werden

muß . Dabei ſollen aber einem Lehrer im ganzen

nicht mehr als 36 Wochenſtunden zugewieſen wer⸗

den .

Für die Vergütung der Ueberſtunden hat die

Gemeinde aufzukommen , wenn die Mehrbelaſtung

der vorhandenen Lehrkräfte infolge der Aufhebung

von Unterlehrerſtellen eingetreten iſt . Handelt es

ſich dagegen um die Verſehung beſtehender , aber

nicht beſetzter Lehrerſtellen , ſo iſt die Vergütung für

die Ueberſtunden aufgrund des § 56 des Schul - Geſ .

von der Staatskaſſe zu beſtreiten .

Wo an einer Volksſchule Ueberſtunden ſchon

vor der durch den Krieg bedingten Einſchränkung

des Unterrichtsbetriebs erteilt wurden , ſteht deren

Weitererteilung inerhalb des Rahmens des § 55

Abſ . 1 des Sch . ⸗Geſ . nichts entgegen .

( Miniſterium des Kultus und Unterrichts vom

18. 5. 15 Nr . 9061 )

7 . Bad . Landgemeindenverband .

Portoerhebung für Feldpoſtſendungen .

In vorſtehendem Betreff hat unſer Verband

unterm 9. d. M. die nachſtehende Bitte an das Kai

ſerliche Reichspoſtamt in Berlin gerichtet :

Kaiſerlichem Reichspoſtamt beehrt ſich der un —

terzeichnete Vorſtand des badiſchen Landgemeinden

Verbandes ehrerbietigſt vorzutragen :

In dem nun ſchon über 1 Jahr währenden

Krieg , deſſen Ende leider noch nicht abzuſehen iſt ,

ſpielen die ſog . Liebesgaben , welche in den kleinen

Paketen bis zu 1 Pfund ins Feld hinausgehen , eine

überaus wichtige Rolle . Mehr als Briefe und Kar —

ten , deren Abfaſſung manchem alten Mütterchen

oder Eltern - und Großelternpaar oft recht ſchwer

fällt , bilden ſie gleichſam einen ununterbrochenen

Strom der Liebe , welcher wie an einem elektriſchen

Draht von Herzen zu Herzen geleitet wird und au

ſeinen Endſtationen freudige Empfindungen aus —

löſt , welche den Mut und die Leiſtungsfähigkeit un⸗

ſerer tapferen Söhne und Brüder draußen in nicht

hoch geneig einzuſchätzendem Maße heben und bele —

beu .

Ganz abgeſehen von dieſem idealen Wert ſol⸗

cher Gaben , ſind dieſelben nicht ſelten auch von

großem materiellen Wert , inſofern es ſich dabei um

Genußmittel handelt , welche bei der häufig längere

Zeit andauernden Einförmigkeit oder auch durch be

ſondere Umſtände veranlaßten Mangelhaftigkeit der

Feldverpflegung ſehr begehrt , man möchte ſagen : oft

unentbehrlich ſind .

Bei all der idealen und materiellen Wert

ſchätzung dieſer Gaben darf aber doch nicht über

ſehen werden , daß deren reeller Wert manchmal ein

ziemlich geringer iſt und in keinem Verhältnis zu

den Verpackungs - und Verſendungskoſten ſteht , be

ſonders wenn die Sendungen infolge der Beſchrän

kung des zuläſſigen Höchſtgewichtes ſich in kurzen

Zwiſchenräumen wiederholen .

Es iſt deshalb aus dem Schoß unſerer Gemein

den der Wunſch laut geworden , es möchten dieſe

kleinen Feldpoſtſendungen bis zu einem Pfund por

tofrei befördert werden und wir wurden gebeten , in

dieſer Richtung zuſtändigen Orts vorſtellig zu wer

den .

Einer weiteren Begründung wird dieſer Wunſch

kaum bedürfen und dem etwaigen Einwand , daß

die Poſt mit deſſen Erfüllung ein großes materiel —

les Opfer bringen müßte , darf wohl unbedenklich

entgegengehalten werden , daß die einzelnen Fami —

lien , welche Angehörige im Felde ſtehen haben ,
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größere und vielfach recht empfindliche Opfor brin —

gen und daß in Zeiten wie die gegenwärtigen eine
Anſtalt wie die Reichspoſt auch einmal mit einem

beſcheidenen Gewinn arbeiten darf .

Wir erlauben uns daher auf Grund des Vor

getragenen an Kaiſerl . Reichspoſtamt die Bitte zu
richten , dasſelbe wolle die portofreie Beförderung
der kleinen Feldpoſtſendungen bis zu 1 Pfund ge⸗

neigteſt anordnen und uns von der getroffenen

Anordnung hochgefälligſt Nachricht geben .

Feuerverſicherung .

Stand nach unſerer letzten Veröffentlichung
in Nr . 7 4156 400 /

Zugang bis 10. Auguſt

Iſpringen 100 „
Seckenheim 62 500 „

Dittishauſen 27200

Heddesheim 35 000 „
Mittelſtenweiler 3 700 „
Neunkirchen 12 600 „
Raitenbuch 3800 „

Sa . 4 305 300 /¼

9 . Bücherſchau .
Klaſſeneinteilungstabelle . Krankenhausrech⸗

nungstabelle . Wir möchten nicht verſäumen , unſere
Leſer , insbeſondere die Gemeinden und Kran —

kenkaſſen , auf die heutige Anzeige des Herrn

Müller - Wolfach in dieſer Zeitſchrift aufmerkſam zu
machen . Die Schriftleitung hat beide Tabellen einer

eingehenden Durchſicht unterzogen . Für die Praxis
wirklich etwas brauchbares . Aus der Klaſſen

einteilungstabelle kann ohne alles Weitere ſofort

abgeleſen werden , wie hoch der Tagesver
dienſt eines Verſicherten iſt , wenn der Lohn auf
der Meldung nach Jahr , Monat oder Woche ange
geben iſt und was beſonders hervorzuheben iſt , ge —
ſchieden nach Sonntags - und Werktagsarbeitern .
Daß keine Verwechslung vorkommen ſoll , ſind die

Zahlen für Werktagsarbeiter ſchwarz , diejenigen für

Sonntagsarbeiter rot . Da der Preis bei Abnahme
einer größeren Anzahl ein geringer iſt , ſollte es

keine Zahlſtelle ( Meldeſtelle ) auf dem Lande

draußen geben , die nicht im Beſitze dieſer Klaſſen
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einteilungstabelle iſt . Gerade für dieſe wird ſie
eine ſichere Klaſſeneinteilung ohne umſtändliche
Berechnung bedeuten .

Was ſodann die Krankenhausrechnungstabelle
betrifft , iſt zu erwähnen , daß dieſelbe ſowohl für
die Gemeinden GKrankenhausverwaltungen )
als auch für die Krankenkaſſen durchaus zu
empfehlen iſt , denn daß es eine kolloſale Zeiterſpa
rung iſt , wenn ohne weiteres abgeleſen werden
kann , wieviel Verpflegungstage es von jeder be
liebigen Zeit zur andern ſind und wieviel die Ko —
ſten in dieſer Zeit betragen , braucht wohl nicht
beſonders hervorgehoben zu werden . Alſo ſowohl für
die Krankenhausverwaltungen wie für die Kran
kenkaſſen und Lazarette überaus praktiſch . Der
Preis iſt ein angemeſſener .

In 18. Auflage iſt erſchienen : Oeflers Ge⸗
ſchäftshandbuch ( Die kaufmänniſche Praxis ) . Dieſes
Buch enthält in klarer , leichtfaßlicher Darſtellung :
Einfache , doppelte und amerikaniſche Buchführung
leinſchließlich Abſchluß ) ; Kaufmänniſches Rechnen ;
Kaufmänniſchen Briefwechſel ( Handelskorreſpon
denz ) ; Kontorarbeiten ( geſchäftliche . Formulare ) ;
Kaufmänniſche Propaganda ( Reklameweſen ) ; Geld⸗ ,
Bank - und Börſenweſen ; Wechſel - und Scheckkunde ;
Verſicherungsweſen ; Steuern und Zölle ; Güterver⸗
kehr der Eiſenbahn ; Poſt⸗ , Telegraphen⸗ und Fern
ſprechverkehr ; Kaufmänniſche und gewerbliche
Rochtskunde ; Gerichtsweſen ; Ueberſichten und Ta
bellen ; Erklärung kaufmänniſcher Fremdwörter und
Abkürzungen ; Alphabetiſches Sachregiſter . In we
nigen Jahren über 170000 Exemplare verkauft !
Tauſende glänzender Anerkennungen . Herr Kauf
mann Aug . Ramdor , Lehrer am Büſch⸗Inſtitut in
Hamburg , ſchreibt : „ Es iſt das beſte Handbuch für
kaufmänniſche Praxis unter all den Dutzenden Wer
ken ähnlichen Inhalts , die ich beruflich zu prüfen
hatte “ Das 384 Seiten ſtarke , ſchön gebundene
Buch wird franko geliefert gegen Einſendung von
nur 3,20 / oder unter Nachnahme von 3,40 „ .
Richard Oefler , Verlag , Berlin SW . 29 .

Notgemüſe . Ueber 50 wildwachſende Kräuter ,
Früchte und Wurzeln , zuſammengeſtellt und mit
einem Hinweis auf ihre Verwendbarkeit als Nah
rungsmittel und ihre Zubereitung als Gemüſe , Sa —
lat uſw . verſehen , von Dr . Fr . Loſch . ( Stuttgarter
Kriegsbilderbogen Nr . 7) 1 Tafel und 16 Seiten
Text Preis 25 Pfg . ( Franckh ' ſche Verlagshand
lung , Stuttgart ) .

Iin die verehrl . Bürgermeiſterämter !
Wir haben , verſchiedenen Anregungen folgend , ein

verzeichnis
von den während des Weltkrieges 1914

zu Deutſchlands Heer u. Flotte eiuberufenen

Kriegern
angefertigt .

Das Buch iſt in jeder gewünſchten Bogenſtärke , in
Leinen gebunden , erhältlich .

Wir bitten höfl. eventl . Beſtellungen alsbald aufgeben
zu wollen .

Hochachtend

Spachholz u. Ehrath , Bonndorf ( Baden ) .

BüloW - Pianinos
mit Flügelton - in allen Stil - und Bolzurfen . Beue
Pidnos von Mk. 425 . — an . Gebrduchfe Pidnos zu Mxk
300 . —, 350 . —, 400 . — mit voller Garanfie .

Hoher Extra - Rabatt

Franko - Probejendung . — Viele Tauiend Referenzen .

Pracht - Katalog frei .

Vertragsfirma seit 1906 .

ee enee eeeeeeee eeeeeeeeeeeeeeeeeee
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Formulare für die Kriegszeit !
Den verehrl . Gemeinden empfehlen wir uachſtehende Formulare :

1. Beurlaubungsgeſuch für Krieger

lc . Geſuch um Reiſepaß .

2. Antrag auf Gewährung der Wochenhilfe .

3. Heiratsſchein ( für die Hinterbliebenen gefallener

Krieger zum Geſuch um Bewilligung der geſetzl .

Verſorgungsgebührniſſe ) .
1. Anzeige ans Bezirksamt über Aenderung der

Familienverhältniſſe .
5. Geſuch an Landesverſicherungsanſtalt um Hin⸗

terbliebenenhilfe .
Ha. Begleitſchreiben hiezu .

6. Geſuch an Landesverſicherungsanſtalt um Be⸗

willigung einer Hilfe für ein erkranktes Fami⸗

lienmitglied .

7. Antrag auf Bewilligung von Witwen⸗ und Wai⸗

ſengeldern .
8. Antrag auf Bewilligung von Kriegselterngeld .

9. Antrag auf Bewilligung von Gnadengebührniſſen

10 . Begleitſchreiben zu 7, 8, 9.

11 . Sterbfallsanzeige über einen Kriegsteilnehmer .

13. Bitte um ein Gedenkblatt für Gefallene .

14 . Begleitſchreiben hiezu .
15 . Erlaubnisſchein zum Ausmahlen von Getreide .

16 . Fehlanzeige an die Grenzſchutzſtelle betreffend

Fremdenzuzug .

16a0. Auszug aus dem Fremdenbuch für die Grenz⸗

ſchutzſtelle .

365a . Geſuch um Bewilligung von Familienunter⸗

ſtützung ( Muſter 1)

365b . Anweiſungsliſte für die bewilligten Unter⸗

ſtützungen , Titel ( Muſter 2)

365b . Anweiſungsliſte für die bewilligten Unter⸗

ſtützungen , Einlagen ( Muſter 2)

365c . Unterſtützungsausweis ( Muſter 3)

365d . Zahlungsliſte für die Unterſtützungen , Titel

( Muſter 4)

365d . Zahlungsliſte für die Unterſtützungen , Ein⸗

lagen ( Muſter 4)
3656 . Beſcheinigung über den Empfang der Unter⸗

ſtützung ( Muſter 5)
365 f. Erſuchen an Bezirksamt um Erſatzleiſtung

( Muſter 6)
365 ff . Entzifferung zu dem Erſuchſchreiben .

Liſte der Selbſtverſorger über Ausmahlen von

Brotgetreide .

Spachholz & Ehrath , Bonndorf bad . Schwarzwald .

Stellenbewerbung .
Infolge Todesſalls des ſeitherigen Rechners

der Sparkaſſe Zeuthern iſt die Stelle eines

Rechners
bei diesſeitiger Kaſſe , Jahresumſatz 1000 000 %

vorläufig proviſoriſch für die Dauer des Krieges

zu beſetzen . Bewerber wollen ſich unter Vorlage

von Zeugniſſen und mit Gehaltsanſprüchen ſofort
melden .

Zeuthern , den 5. Auguſt 1915 .

Der Verwaltungsrat :

Kunz , Bürgermſtr .

Zur Rechnungsſtellung empfehlen wir :

Gemeinderechnungsvorträge
für die

Kriegsfamilienunterſtützungen
und zwar :

a. Darſtellung der an die Berechtigten gezahlten

Monatsbeträge mit Ausſcheidung der Anteile

für Reich und Lieferungsderband

b. Verteilung zur Verbuchung in den einzelnen
Rubriken

Spachholz & Ehrath , Bonndorf .

Sendungen ſind zu richten :
in Angelegenheiten

ſtraße 19 ;

Fur gefälligen Beachtung !

a) des Landgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

b) des Rechnerverbandles ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

ch der Bestellung und des Lersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.
—

Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf .

Schriftleifung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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